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Die EU und der Euro

 Immer weiter ins Abseits
von Felix W. Zulauf, Gründer und Inhaber der Zulauf Asset Management in Baar ZG

Die EU ist zu einem zentralistischen Projekt geworden, die Gemeinschaftswährung reisst die Mitgliedländer auseinander. 
Mit der zu erwartenden Konjunkturabkühlung – provoziert durch den Abschwung in China – werden verdrängte Probleme 
wieder auftauchen.

Mit der Einführung des 
Euro (1.1.2002) wurde Eu-
ropas Bürgern Prosperität 
und ewiger Friede verspro-
chen. Inzwischen entpuppt 
sich die Gemeinschaftswäh-
rung als Fehlkonstruktion 
zum Schaden Europas. Das 
Zahlungssystem Target-2 
wird zur Finanzierung von 
Schieflagen in den Zahlungs- 
bilanzen einzelner Mitglied- 
länder missbraucht. Dabei 
wird primär die Deutsche 

Bundesbank gezwungen, die Defizite anderer Noten-
banken zu decken.

Schuldentilgung, eine Illusion
Wer glaubt, die Zentralbanken Italiens, Spaniens oder 
Portugals würden ihre Schulden jemals bezahlen, der 
träumt. In der Bilanz der Bundesbank stehen rund 900 
Mrd. Euro derart dubioser Guthaben. Die Bundesbank 
hat sich jahrelang gegen diese Entwicklung gesperrt, 
wurde aber von der Kanzlerin nie gestützt, denn der 
Euro wäre ohne diesen Missbrauch längst Geschichte.
Europas Wirtschaft hat in den vergangenen Jahren 
immerhin von starken Exporten profitiert. Doch jetzt 
dreht der Wind: Der Boom in China ist für lange Zeit 
vorbei. Damit kühlt auch Europas Konjunktur ab, denn 
China bewirkt direkt und indirekt etwa die Hälfte un-
seres Wachstums.

Grosse Ungleichgewichte
Mit der Konjunkturschwäche kochen die von Europas 
Bankensektor seit Jahren unterdrückten Probleme 
wieder hoch. Gemäss Daten der Bank für Internatio-
nalen Zahlungsausgleich sind etwa 15 Prozent der in 
Europa kotierten Unternehmen «Zombies», das heisst, 
sie verdienen ihre Kapitalkosten nicht. Es ist zu be-
fürchten, dass mit zunehmenden Konjunkturproble-
men schon bald einzelne Banken von ihren Heimat- 
staaten gerettet werden müssen. Neben Italien, Por-
tugal und Frankreich ist inzwischen auch Deutsch-
land diesbezüglich gefährdet. Die EU ist grossartig 
im Verschleppen, aber nicht im Lösen von Problemen.

Da die einzelnen Volkswirtschaften Europas ihre Un-
gleichgewichte nicht mehr über die Währung ins Lot 
bringen können, muss dies über die Realwirtschaft ge-
schehen. Deshalb stecken die Südeuropäer trotz billi-

onenschwerer Hilfe seit Jahren in der Stagnation. Die 
Folgen sind hohe Arbeitslosigkeit und Auswanderung.
Für Deutschland dagegen ist der Euro unterbewertet, 
doch auch das verursacht Probleme. Deutschlands Ex-
portquote hat sich seit Einführung der Gemeinschafts-
währung auf 48 Prozent des Bruttoinlandprodukts fast 
verdoppelt. Diese hohen Exportüberschüsse stossen 
nicht zuletzt in den USA auf harsche Kritik. Länger-
fristig werden Deutschland und die EU gegenüber den 
USA Zugeständnisse im Handel machen oder sogar 
Produktionsstätten nach Amerika auslagern müssen.

Kein Segen für Deutschland
Der Euro ist deshalb kein Segen für die grösste Volks-
wirtschaft Europas, auch wenn dies die Vertreter von 
Politik und Wirtschaft oft und gerne wiederholen. Er 
macht Deutschland und die EU viel verwundbarer als 
zu Zeiten vor der Einführung der Gemeinschaftswäh-
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War die Schweiz einst
nicht ein schönes Land?

cartoonexpress.ch
Martin und Jürg Guhl

rung. Damals führten zunehmende Exportüberschüs-
se zu einer stärkeren D-Mark, was selbstregulierend 
wirkte. Und mit der stärkeren Mark verfügten die Deut-
schen entsprechend über mehr Kaufkraft als heute.

Das Credo der EU von freiem Verkehr für Waren, 
Dienstleistungen, Personen und Kapital klingt in der 
Theorie gut. In einem Binnenmarkt mit strukturell 
erheblichen Unterschieden in den Einkommen, im Le-
bensstandard oder den Sozialleistungen löst dies je-
doch Migration aus. Das drückt in den Zuwanderungs-
ländern die Löhne, verdrängt ältere Einheimische aus 
ihren Arbeitsplätzen und übernutzt Ressourcen wie 
Verkehr, Schulen und Wohnungsmarkt.

Revolte gegen den Zentralismus
Folgen daraus sind Volksentscheide wie der Brexit oder 
Initiativen gegen Masseneinwanderung und Zersie-
delung. Dies sind alles Symptome einer fehlgeleiteten  
Politik. Wenn Zugewanderte sofort ins Wohlfahrts- 
system integriert werden, ohne vorher Beiträge zu leis-
ten, ist dies unfair. Sollten sie in einer Konjunkturab-
kühlung den Job verlieren, so bleiben sie dort, wo sie 
die besseren Leistungen erhalten.

Grossbritannien hat sich mit dem zunehmenden Zen-
tralismus der EU und der wachsenden Abkehr von 
Freiheit schwergetan. Die ungezügelte Personenfrei-
zügigkeit – auch ein grosses Problem für die Schweiz –  
brachte das Fass zum Überlaufen. Mit dem Austritt 
der Briten verliert die EU ihre zweitgrösste Volkswirt-

schaft, die so gross ist wie die kleinsten neunzehn zu-
sammen. Und Nordeuropa verliert die Sperrminorität, 
womit Südeuropa die künftige Marschrichtung der EU 
bestimmen wird.

Folgen der Gleichmacherei
Die EU krankt an den Ungleichgewichten, welche die 
Gleichmacherei von unterschiedlichen Volkswirtschaf-
ten verursacht. Die Europäische Zentralbank versucht 
die Fehlkonstruktion mit Geldschöpfung zu retten, wo-
mit marode Regierungen gestützt, aber die Sparer be-
straft werden. Wenn die Signalwirkung der Zinsen 
praktisch ausser Kraft gesetzt wird, sind Fehlallokati-
onen von Kapital die Folge. Wer nicht glaubt, dass die 
EZB mit dieser Politik ausserdem das Bankensystem 
ruiniert, der muss nur einen Blick auf die erbärmliche 
Kursentwicklung von Bankaktien werfen.

"Chumm Bueb und lueg
Dis Ländli aa ... "

Fortsetzung auf Seite 4

Klima-Notstand – ein besorgtes Ehepaar 
im Gespräch.
Mann: «Liebe Frau, weisst Du, was passiert, wenn 
sich ein Grüner an einen Baum anlehnt?»
Frau (nachdenklich): «Nein, was soll dabei schon 
passieren?»
Mann (besorgt): «Der Baum fällt um!»
Frau (erstaunt): «Warum denn das?»
Mann: «De Gschiider git naa …»
(übermittelt von Christoph Mörgeli)

LACHEN VERBOTEN!
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Es ist zwar verständlich, dass international tätige Un-
ternehmen einen grösstmöglichen Wirtschaftsraum 
wünschen und deshalb für den Binnenmarkt plädieren. 
Aber diesen mit einer Fehlkonstruktion zum Schaden 
der Bürger zu erzwingen, ist keine Lösung. Die Wirt-
schaft ist eindeutig besser gediehen, als es noch kei-
nen Euro gab und Europa eine Gruppierung souverä-
ner Nationalstaaten war. Der heutige Zentralismus 
macht Europa schwächer statt stärker.

Auch geostrategisch naiv
Auch geostrategisch verhält sich Europa naiv. Aus der 
Erfahrung der eigenen Geschichte ist eine Zurückhal-
tung in der militärischen Rüstung zwar verständlich, 
aber ein Land, das sich nicht verteidigen will, wird 
schliesslich durch andere regiert werden. Europa – 
auch die Schweiz – hat sich militärisch bequem in die 
Abhängigkeit der USA begeben. Dabei hat es nicht nur 
seine eigene Verteidigungsbereitschaft vernachlässigt, 
sondern auch seine Pflichten gegenüber der NATO und 
den USA nicht erfüllt.

Wenn Kampfjets nicht mehr fliegen, U-Boote nicht 
mehr tauchen und Gewehre überhitzen statt schies- 
sen, dann zeigt dies den jämmerlichen Zustand unse-
rer Armeen. Ausser Grossbritannien und Frankreich 
besitzt kein Staat Europas eine Armee, die ihr Land 
schützen kann.

Deshalb wird die wirtschaftliche Grossmacht Europa 
geopolitisch nicht ernst genommen. Der Konflikt zwi-
schen China und den USA wird aber auch uns betref-
fen. Wenn China zur Beilegung des Handelsdisputs 
mehr von den USA kaufen muss, dann kauft es andern-
orts weniger. Unsere zwar schlagkräftige Wirtschaft 
kann von ihren eigenen Regierungen nicht mehr ge-
schützt werden. Mit ihren hausgemachten Problemen 
verschwenden die europäischen Staaten Energie und 
Kapital – beides könnten sie nutzbringender als Schar-
nier zwischen Asien und Amerika einsetzen.

Die Schweiz muss Alleingang in Kauf nehmen
Die Staaten Europas müssen sich überlegen, ob sie 
mehr Planwirtschaft und Totalitarismus oder mehr 

Markt und Freiheit wollen. Die gegenwärtige Marsch-
richtung verheisst nichts Gutes. Solange die EU die Wei-
chen nicht anders stellt, darf sich die Schweiz nicht in 
die weitere politische Abhängigkeit begeben. Glückli-
cherweise nimmt die wirtschaftliche Abhängigkeit von 
der EU dank steigendem Handel mit Asien und Ameri-
ka laufend ab, was uns mit der Zeit weniger erpress-
bar machen wird.

Die Plädoyers der hiesigen Vertreter von Grosskonzer-
nen, sich mit einem Rahmenvertrag der EU auszulie-
fern, sind aus ihrer egoistischen Sicht zwar verständ-
lich, aber falsch. Denn damit würde die Knechtschaft 
unter Brüssel beginnen. Die langfristigen Folgen wä-
ren verheerend für die Schweiz, denn unser Wohl-
stand würde über kurz oder lang auf das Niveau der 
EU sinken.

Die Schweiz muss einen gewissen Druck seitens der 
EU aushalten können. Wir brauchen wieder politische 
Entscheidungsträger vom Schlage eines Fritz Leutwiler, 

Die Medien vermeldeten, Frau Sommaruga – damals 
noch für das Migrationsamt zuständig – werde die 
Zügel im Asylwesen jetzt straff anziehen. Nachdem 
tausende Eritreer voreilig ein «Bleiberecht» erhal-
ten hätten, werde jetzt jeder einzelne Fall sorgfäl-
tig überprüft, was – so die Medien – einschneidende 
Konsequenzen zeitigen werde. 

Die Konsequenzen liegen inzwischen auf dem Tisch: 
Genau vierzehn (!) Wegweisungen sind die Folge 
der Untersuchung von Frau Sommaruga. Für 99,5 
Prozent der Eritreer aber wird das Bleiberecht be-
stätigt – obwohl Eritrea den mit Äthiopien endlich 
gefundenen Frieden showmässig in Szene setzt. Der 
Bürger wird von den Medien einmal mehr herein-
gelegt, und die Medien, die alle Kräfte zur Schwä-
chung der SVP einsetzen, übersehen einmal mehr, 
wie Bundesbern die Bürgerinnen und Bürger mit 
ihrer Hilfe prellt. 

us



Nehmen Sie mit mir Kontakt auf.
Jederzeit und unkompliziert.

Markus Rezzonico
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in der Schweizerzeit:
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Bruch
Offener Brief an alt Bundesrätin Micheline Calmy-Rey

Überraschend, wie Sie – als Sie am 
4. Mai in Bern Ihre Lagebeurteilung zur 
Schweiz in Europa den Auns-Mitgliedern 
präsentierten – zunächst in Erinnerung 
riefen, was für grosse Leistungen die-
ses eigenständige kleine Land Schweiz 
erreicht, was für Errungenschaften es 
der Welt vermittelt hat – wirtschaftlich, 
technologisch mit unzähligen Erfindun-

gen, wissenschaftlich, medizinisch, kulturell. 

Ihre Ausführungen erstaunten – bis zum so seltsamen Bruch 
in Ihrer Rede: Es gelinge dieser Schweiz nicht, sich in jene 
Entwicklungen und Vorgänge, welche das politische Ge-
schehen auf dem Erdball bestimmten, einzuordnen. Wir 
würden, gelänge uns solche Einordnung nicht ohne Verzug, 
hoffnungslos abgehängt …

Haben die Schweizerinnen und Schweizer denn nicht auch 
in politischer Hinsicht Einzigartiges geleistet, Einzigartiges 
erreicht? Eine Staatsordnung, die jeder Bür-
gerin, die jedem Bürger Mitsprache und Mit-
bestimmung, persönliche Freiheit sichert, die 
aber allen auch Mitverantwortung zumutet 
und zutraut? Welch grossartiger Wohlstand 
wurde darob Tatsache – trotz fehlender Roh-
stoffe, trotz weiter Entfernung zu Meereshäfen. 

Was wäre denn besser? Uns der EU-Schul-
denwirtschaft unterzuordnen, die sich her-
ausnimmt, sich mittels einer Politik der Zins-
nullung am Ersparten der Bürgerinnen und Bürger zu 
vergreifen? Oder gehören wir in die Nato, auf dass wir als 
Minipartner vom Katzentisch aus in die schweren, teils blu-
tigen Konflikte auf diesem Erdball verstrickt werden? 

Ja, wir haben eine Armee, aber nur zu unserer Verteidi-
gung. Sie bedroht niemanden auf dieser Welt. Denn auch die 
Verantwortung für die Sicherheit von Land und Volk tragen 
Bürgerinnen und Bürger, nicht Berufsmilitärs. Ist das un-
modern? So ist es unseren Vorfahren schliesslich gelungen, 
unser Land aus Kriegselend und Kriegsnot herauszuhalten. 
Welch ein Segen! Schon vergessen?

Sicher, sehr geehrte Frau Bundesrätin, wir missionieren 
nicht mit den hier geschaffenen Errungenschaften. Aber 
wir lassen uns das Erreichte auch nicht nehmen, von 
niemandem, auch nicht von Brüssel. Frieden, Freiheit, 
Selbstbestimmung: Das ist modern! Unterwerfung aber 
ist Knechtschaft. 

Ist das für jemand, der in unserem Land an hoher Stelle 
Verantwortung getragen hat, unverständlich? 

Mit allem Respekt, Ulrich Schlüer

der als Präsident der Nationalbank in den Siebziger-
jahren die kurzfristigen Schmerzen des geldpolitischen 
Alleingangs in Kauf nahm und damit der Schweiz den 
langfristigen Wohlstand sicherte. Wenn wir diese Kraft 
zum langfristigen Wohl unserer Nation nicht mehr auf-
bringen, dann wird es zu einem schmerzhaften Erwa-
chen führen.

Anleger: Auf Abkühlung vorbereiten
Für Investoren bleiben europäische Kapitalanlagen 
vorderhand im weltweiten Vergleich wenig interessant. 
Der Euro dürfte gegenüber dem Dollar abermals unter 
Druck geraten, weil Europa von der globalen Konjunk-
turabkühlung am härtesten getroffen und die EZB ihre 
verfehlte Geldpolitik noch intensivieren wird. Anleihen 
weisen wegen der Manipulation der Notenbanken eine 
derart niedrige Nominalrendite auf – bei einigerma-
ssen vernünftigen Schuldnern verharrt sie selbst für 
lange Laufzeiten unter null –, dass sie kaum gekauft 
werden können.

Die europäischen Aktienindizes sind wegen der oben 
beschriebenen Probleme seit Jahren die schlechtesten 
Performer im weltweiten Umfeld. Wenn sich die Welt-
wirtschaft in den kommenden Monaten weiter abkühlt, 
was zu erwarten ist, dann werden Senkungen der Ge-
winnschätzungen unumgänglich sein. Das dürfte die 
gegenwärtige Erholung an den Börsen beenden. 

Deshalb sollten Anleger eine weiterhin defensive Stra-
tegie wählen und defensive gegenüber zyklischen Ak-
tien bevorzugen. Auch ist ein grösserer Cash-Bestand 
wertvoll: Er kann bei tieferen Kursen später wieder 
für Käufe eingesetzt werden.

Felix W. Zulauf

Felix W. Zulauf hat zunächst bei der UBS in Zürich verschiedene 
Positionen bekleidet, unter anderem als globaler Anlagestratege und 
Leiter des institutionellen Portfolio Managements. 1990 gründete er 
«Zulauf Asset Management», um seine Anlagephilosophie frei von 
konventionellen institutionellen Restriktionen umsetzen zu kön-
nen. Im Laufe des letzten Jahrzehnts hat Zulauf die Mehrheit seiner 
Firma verkauft und seine Minderheit als eigenständiges Unterneh-
men abgetrennt, das ihm primär als eigenes Family Office dient und 
Beratungen für Kunden weltweit anbietet.
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Wer immer «Greta» konzipiert hat …

 … der plant etwas Grösseres
von Henryk M. Broder, Autor und Kolumnist

Greta Thunberg, das Mädchen, das das Klima retten will, ist nicht allein: Hinter der 16-Jährigen lauert eine Industrie wie bei 
einem Popstar. Welche Geschichte wird hier eigentlich produziert?

Kurz bevor Greta Thunberg den Saal des Strassburger 
Europaparlaments betritt, in dem eine Pressekonferenz 
mit ihr stattfinden soll, bleibt sie kurz stehen, zieht ihre 
Jacke aus und übergibt diese zusammen mit einer Ther-
mosflasche, die sie in der Hand gehalten hat, an eine Be-
gleitperson. Gut zu sehen ist auch ein Kameramann, der 
Greta folgt und jede ihrer Bewegungen filmisch festhält.
 
Die Szene ist zwar kurz, aber aufschlussreich. Erstens 
erfahren wir, dass Greta offenbar betreut wird, bis zu 
dem Moment, da sie vor ihr Publikum tritt. In der Bericht-
erstattung über Greta wird dagegen immer der Eindruck 
vermittelt, sie mache alles allein; sie reise allein, sie or-
ganisiere ihre Auftritte allein, sie verbringe ihre Aben-
de allein – immer in Gedanken um den bevorstehenden 
Weltuntergang.

Dabei wissen wir: Jeder Star ist mit einem Tross unter-
wegs, der im Hintergrund dafür sorgt, dass alles nach 
Plan läuft. Zweitens nährt die Anwesenheit des Kamera-
mannes in den Kulissen den Verdacht, dass Gretas Auftritt 
in Strassburg nicht nur dem Zweck dient, die Abgeordne-
ten des Europaparlaments wachzurütteln. Die Reden, die 
Greta hält, ähneln sich wie ein Lollipop dem andern. Hat 
man eine gehört, weiss man, was sie demnächst sagen 
wird.
 
Worauf es ankommt, ist die erstaunliche Karriere einer 
jungen Frau, die ihre Horrorvisionen in ein Anliegen ver-
wandelt, das sie mit allen Menschen teilen will. Ihre Welt 
soll unsere Welt werden. Eine Exhibitionistin sucht 
und findet Trost in dem Umstand, dass es genug Vo-
yeure gibt, die es nicht peinlich finden, einer 16-Jäh-
rigen, die wie eine Zehnjährige aussieht, beim Leiden 
und Entkleiden zuzusehen.
 
Wer immer die Figur «Greta» konzipiert hat: Er oder 
sie hat etwas Grösseres vor. Vermutlich eine Doku 
«The Making of Greta» oder: Wie aus einem altklu-
gen und jung vergreisten Mädchen eine Märtyrerin 
wurde. Wenn es den Produzenten gelingt, den Papst 
zu einem Geleitwort zu überreden, könnte so ein Film der 
Bewegung, die Greta angestossen hat, einen weiteren Kick 
geben. Eine Gesellschaft, die mit ihrer eigenen Komplexi-
tät nicht klarkommt, sehnt sich nach einfachen Lösungen: 
Atommeiler abschalten, Kohlekraftwerke vom Netz neh-
men, Autofahren verbieten, seltener duschen, keine Kin-
der in die Welt setzen und Haustiere auswildern – dann 
wird die Welt wieder genesen. Ansonsten, sagt Greta, wird 
in spätestens zehn Jahren der Point of no Return erreicht 
und die Welt verloren sein.
 
Ein ranghoher Mitarbeiter der katholischen Kirche hat 
Greta neulich mit Jesus verglichen, indem er sagte, die 
Freitagsdemos erinnerten ihn «an die biblische Szene vom 
Einzug Jesu in Jerusalem». Eine führende grüne Politi-
kerin meinte, in Greta den Propheten Amos wieder zu 
erkennen, der vor etwa 2’800 Jahren gelebt hat und ein 
sozialkritischer Geist gewesen sein soll.
 
Käme der Messias wieder, würde die Gleichstellungsbe-
auftragte darauf bestehen, dass er eine Frau ist. Und die 
müsste so aussehen wie Greta, als sie in einem weissen 
Kleid die Goldene Kamera empfing. Nur sollte die Ge-
schichte anders enden: Greta wird, obwohl protestantisch, 
vom Papst selig gesprochen und radelt danach von Rom 
nach Stockholm zurück.

Henryk M. Broder
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SRF-Kuschelinterview mit Gregor Gysi 

 «Also musst Du schiessen!»
von Hermann Lei, Kantonsrat, Frauenfeld

Unser Staatsradio feiert den Nachfolger von DDR-Honecker als einen, der «auf der Seite aller Schwachen und Benachteiligten» 
stand. Kritische Fragen an den Ex-Chef der Partei, die den Schiessbefehl auf eigene Bürger gab, fehlen gänzlich.

«Er ist einer der profiliertes-
ten Linken-Politiker in Europa. 
Und er warnt vor der Zerstö-
rung der Europäischen Union 
durch Rechtspopulisten.» So 
preist SRF Gregor Gysi als Gast 
von Iwan Lieberherr im «Tages-
gespräch» am 17.4.2019.

Wer ist dieser «profilierte Lin-
ke»? Gregor Gysi war seit sei-

nem 20. Lebensjahr Mitglied der SED, der Sozialisti-
schen Einheitspartei Deutschlands. Die Bürger wurden 
flächendeckend bespitzelt, Kritiker wurden eingeker-
kert, und man nahm ihnen die Kinder weg. An der 
Grenze wurde auf Bürger, die aus dem Arbeiter- und 
Bauernparadies flüchten wollten, geschossen. In die-
sem Staat machte DDR-Anwalt Gysi parteiintern Kar-
riere. Auf dem Sonderparteitag am 9. Dezember 1989 
– kurz vor dem Untergang des Regimes – wurde Gysi 
mit 95,3 Prozent der Delegiertenstimmen zum Vorsit-
zenden der SED-Staatspartei gewählt.

Stasi-Mitarbeiter?
Davon erfährt der Hörer unseres Staatsradios aller-
dings nichts. Keine einzige Frage bezieht sich auf Gysis 
Rolle als letzter SED-Vorsitzender. Keine Frage muss 
sich Gysi auch zu seiner angeblichen Mitarbeit beim 
Ministerium für Staatsicherheit (Stasi) gefallen lassen. 
Laut Abschlussbericht des Immunitätsausschusses des 
Deutschen Bundestages soll Gysi aber zwischen 1975 
und 1986 für die Stasi (die für die SED einen umfas-
senden Überwachungs- und Repressionsapparat be-
trieb) unter verschiedenen Decknamen gearbeitet ha-
ben. Gysi hat das bestritten. 

Groteske Geschichtsklitterung
Das alles ist für Radio SRF kein Thema. Im Gegenteil. 
Der bekannteste Angehörige der SED-Nachfolgerin 
darf über die Lage seiner Partei jammern. Gysi wird 
vom Staatsradio sogar als eine Art Widerstandskämp-
fer dargestellt, der in der DDR «Oppositionelle vertei-
digte». Angesichts dessen, dass Gysi der letzte Chef der 
DDR-Staatspartei war, ist das eine groteske Geschichts-
klitterung. Interessant wäre auch die Frage gewesen, 
wie er denn «Oppositionelle verteidigt» habe. Denn 
Gysi wurde im Abschlussbericht des Bundestagsaus-
schusses vorgeworfen, er habe seine Stellung als An-
walt von Oppositionellen in der DDR genutzt, um «die 
politische Ordnung der DDR vor seinen Mandanten zu 
schützen». Dafür habe er mit der Stasi zusammengear-
beitet. «Das Ziel dieser Tätigkeit unter Einbindung von 
Dr. Gysi war die möglichst wirksame Unterdrückung 
der demokratischen Opposition in der DDR.»

Der «mauergeschädigte» Gysi
Doch Gysi muss keine solchen Fragen fürchten. Er darf 
stattdessen über Rechtspopulisten faseln, die Mauern zur 
Abschottung bauen würden. Die Flüchtlinge aber woll-
ten diese Mauern überwinden. «Also musst Du schies-
sen», sagt Gysi, der letzte Chef der Mauerpartei, die den 
Schiessbefehl gegen eigene Bürger zu verantworten hat. 
«Nee, ich komme aus Berlin, ich bin mauergeschädigt ge-
nug», darf Gysi seine Vergangenheit schönreden. Selbst 
jetzt fällt dem Genossen vom Staatsradio nichts ein als 
ein Zitat, das in dem Zusammenhang nicht falscher sein 
könnte: «Ein Linker steht auf der Seite aller Schwachen 
und Benachteiligten». Das Kuschelinterview schliesst 
mit der bewundernden Aussage des SRF-Interviewers: 
«Sie brauchten starke Schultern!»

Hermann Lei
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Leserbriefe
Schutz vor Terrorismus?
Selbst Bundesrätin Keller-Sutter muss eingestehen, 
dass die Waffengesetz-Revision nicht mehr Sicher-
heit vor Terrorismus bietet. Ihr einziges Argument für 
ein Ja zur Revision ist das Drohszenario «Ausschluss 
aus Schengen-Dublin». Aus erster Hand weiss ich, 
dass das Schengener Informationssystem SIS bei den  
Polizeiorganen bei weitem nicht so hoch im Kurs steht, 
wie es von gewissen Politrichtungen angepriesen wird. 
Zudem, wenn es der EU ernst ist mit mehr Sicherheit, 
wird sie wohl kaum zulassen, dass mitten in Euro-
pa ein Sicherheitsloch entsteht. Stimmen sie daher am  
19. Mai Nein zur Revision des Waffengesetzes.

Gian Luca Giovanoli, Vicosoprano, Bergell

Nein zur Entwaffnung der Schweizer Bürger
Falls wir nach fremden Richtern (siehe Katastrophe 
Selbstbestimmungsinitiative) auch noch das Diktat aus 
Brüssel zum Waffenrecht übernehmen, haben bei uns 
nur noch Kriminelle Waffen. Der Bürger steht dann mit 
leeren Händen da und ist unfähig, Frau, Kinder und Hei-
mat im Notfall zu schützen. Bald sind wir in die EU inte-

griert und Sklaven sowie Zahlesel der EU. Horst Seehofer 
hat einmal gesagt: «Die (in Brüssel) gewählt sind, haben 
nichts zu sagen, und die das Sagen haben, sind nicht ge-
wählt!» Lesen wir unsere Bundesverfassung und stim-
men wir gegen den schleichenden Untergang der Schweiz! 

Josef von Reding, Kaisten

Wo bleibt unser nationales Selbstbewusstsein?
Bundesrätin Keller-Sutter sagte im SRF am 29.3.2019: 
«Anpassungen im Schweizer Recht sind geringfügig». Ihre 
dauernden Floskeln «man kann davon ausgehen» und «ich 
glaube» sollten wir sorgfältig hinterfragen. Wenn wir das 
EU-Diktat akzeptieren, dann wird sich die EU ins Fäust-
chen lachen über unsere Unterwürfigkeit. Lassen wir uns 
nicht von unsinnigen Gesetzen zu einem Kniefall vor ei-
nem neuen Gesslerhut zwingen. Erinnern wir uns statt-
dessen unserer nationalen Identität. Bleiben wir hellhörig, 
wenn uns die Befürworter versichern, dass «praktisch 
nichts» ändert. Wozu denn dieser Aufwand auf Steuer-
zahlers Kosten? Lassen wir uns nicht durch die Hintertür 
an die Brüsseler Diktatur verscherbeln!

Anita Mannhart, St. Gallen

Die Perfidie rot-grüner «Klimarettung»
Die meisten Forderungen zur «Rettung des Klimas» zie-
len auf eine Verteuerung unseres Alltags durch «Len-
kungsmassnahmen». Die Perfidie: Die rot-grünen 
Politiker(innen) schaffen sich schon heute ein neues Tum-
melfeld für ihre Volksbeglückung von morgen. Dank der 
Verteuerung alltäglicher Güter und Leistungen sowie 
steigender Abgaben werden jene Volksgruppen, welche 
sich all dies kaum mehr leisten können, zum Spielball 
der sozialistisch-marxistischen Ewig-Gestrigen. Es wer-
den unendlich viele «günstige» Gelegenheiten geschaffen, 
um neue politische Forderungen zum «Schutz der sozial 
Schwachen und Schwächsten» zu stellen – wie staatlich 
verbilligte Bahnpreise und Lebensmittel, Wohngelder, hö-
here Stipendien, Ferienbeihilfen und dergleichen. Natür-
lich finanziert durch höhere Steuern zulasten der «bösen 
Reichen». So würde sich das sozialistische Paradies wie 
von selbst realisieren und unterhalten. Schöne, neue Welt!

Peter Bolliger, Münsingen

Das Bevölkerungswachstum ist das Problem
Sollte der neuerdings festgestellte Klimawandel vom 
Menschen verursacht sein, und davon gehen die meisten 
Naturwissenschafter aus, da er erdgeschichtlich unnatür-
lich schnell vor sich geht, hat er auch eine positive Seite: 
Er weist die überbordend wachsende Menschheit in ihre 
Schranken. Denn alle guten Sprüche zur Rettung des Kli-
mas nützen nichts, solange sich die Bevölkerung weiter 
und in einigen Erdteilen sogar rasant vermehrt. Und wir 
Umweltsünder betreiben auch noch Entwicklungshilfe 
statt Familienplanung und Geburtenkontrolle. Gleichzeitig 
wird von uns verlangt, dass wir zugunsten des Bevölke-
rungswachstums den Gürtel enger schnallen – am besten 
bis auf die Knochen. Wenn wir das Hirn vorerst noch un-
angetastet lassen, besteht ja vielleicht noch eine Chance.

Marcel Spoerri, Geologe, St. Gallen

Vernunftentscheid 

Gemütlich schnurrend liegt er lang-
gestreckt neben mir in der warmen 
Stube, mein schwarzer Kater Mauz. 
Der Gedanke an den vollen Fress-

napf vor der Stubentüre lässt ihn die Mäuse draus-
sen vergessen. Gern überlässt er das Mausen seinen 
ihm sonst so feindlich gesinnten Artgenossen. Ge-
nüsslich beobachte ich ihn und mache mir so meine 
Gedanken. Ich frage mich: Ist das nicht ein bisschen 
ähnlich wie bei uns Menschen? Letztlich komme ich 
zum Schluss: Mein Kater hat einfach «Vernunft». Er 
tut und handelt so, dass es ihm zu gegenwärtigem 
Vorteil gereicht. Über die Zukunft macht er sich nicht 
die geringsten Gedanken.

Wenn Katzen in einer politischen Partei sein könnten, 
wäre Mauz vermutlich bei einer bekannten, inzwi-
schen «Mitte-links-Partei». Diese Partei gibt es, und 
sie entscheidet bekanntlich nach «Vernunft». Auch 
Kater Mauz würde aus «Vernunft» einem Rahmen-
abkommen mit der EU bedingungslos zustimmen. 
Er weiss natürlich, dass es bei diesen «EU-Herren» 
reichlich Futter gäbe. Mein liebenswerter Mauz ist 
eben ein hoffnungsloser Opportunist. Es wäre ihm 
egal, wer dann sein Herr sein würde, Hauptsache, 
das Futter wäre da. 

Können wir vielleicht von Mauz etwas lernen? Ist 
der Herr oder das Futter von Wichtigkeit?

Peter Schnyder, Ennenda
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Es greift die Antisenioren-Automatik 
In einer Bestandesaufnahme, die 
das Staatssekretariat für Wirtschaft 
(Seco) zum Thema «Aussortierung 
älterer Arbeitnehmer über automa-
tisiertes PC-Verfahren» in Auftrag 
gab, steht in amtlich-gestelzter For-
mulierung: «Bestimmte Arbeitgeber 
gewisser Branchen bevorzugen nur 
noch jüngere Arbeitnehmer und sor-

tieren ältere Jahrgänge (ab 50) über ein digitalisiertes 
Ausscheidungsverfahren kategorisch aus.» 

Was heisst das? Es heisst: Die berufliche Altersdiskri-
minierung ist zurzeit eine fast totale und schweizweit 
verbreitete, wie kantonale Arbeitsämter (RAV) uni-
sono bestätigen. Wobei seitens mancher Arbeitgeber-
verbände ein Zynismus zum Tragen kommt, der kaum 
zu toppen ist. 

Es wurde nämlich festgestellt, dass manche Branchen 
– Banken, Pharmaindustrie, Versicherungen, Lebens-
mittelindustrie – zu eingehenden Bewerbungsdossiers 
eine Art computerisierte Vorselektion installiert ha-
ben. Das Ausscheidungsverfahren geschieht nicht etwa 

durch den Personalchef, der die Eignung des Bewer-
bers durch Sichtung von dessen Unterlagen prüft. Nein, 
es gelangen filterbestückte Computerprogramme zum 
Einsatz, bei denen u.a. das Alter des Bewerbers we-
sentlicher Bestandteil einer Vorselektion ist, die jeden 
gnadenlos zum alten Eisen wirft, der seinen 50. Ge-
burtstag hinter sich hat. Ältere Bewerber sortiert das 
Vorselektionsprogramm automatisch aus; es kommt 
also gar nicht erst zu einem Vorstellungsgespräch. Die 
Maschine entscheidet über Job oder Arbeitslosigkeit – 
ohne jede moralische Entscheidungsdoktrin. 

Und strohdumm ist das Ganze sowieso: Jahrelang an-
gehäufte Berufserfahrung, Treue zum Unternehmen, 
Einsatzwille, Fachwissen: All dies zählt nichts für ein 
PC-Programm, dessen seelenlose «Bites und Bytes» 
keine soziale Kompetenz kennen. Auch beim Verband 
der kantonalen Arbeitsmarktbehörden (VSAA) weiss 
man von dem Problem, ist aber machtlos gegen eine 
Guillotine, die kappt, was nicht in den altersmässigen 
Rahmen passt. Welch eine triste Perversion des Den-
kens – eliminiert man doch viel Fachkompetenz und 
ein enormes berufliches Wissenspotenzial. 
Charly Pichler pichler@thurweb.ch
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Einer der letzten Zeitzeugen erinnert sich

 Er entlarvte falsche Bergier-Zahlen 
Nationalrat Luzi Stamm im Gespräch mit Henry Spira

Mitte der Neunzigerjahre geriet die Schweiz international unter starken Druck: Unter dem Titel «Nachrichtenlose Vermögen» 
erfolgte ein Kesseltreiben gegen unser Land – bis schliesslich eine Milliardenzahlung erfolgte.

Der Präsident des Jüdi-
schen Weltkongresses, 
Edgar Bronfman, sprach 
von hundert Milliarden 
Dollar und vom «grössten 
Bankraub aller Zeiten». 
Enorme Gelder lägen auf 
Schweizer Bankkonten, 
die Kriegsopfern gestoh-
len worden seien. 

Nach einer extrem teu-
ren, jahrelangen Suche 
wurde weit weniger als 
ein Tausendstel der von 

Bronfman behaupteten Summe gefunden; Gelder, die 
nota bene nicht gestohlen worden waren, sondern 
die pflichtbewusst seit Jahrzehnten auf Bankkonten 
aufbewahrt blieben, wogegen solche «nachrichtenlo-
sen Gelder» andernorts – beispielsweise in den USA 
– längst durch den Staat einkassiert worden waren. 

Zur Klärung der Vorwürfe rief das Schweizer Par-
lament 1996 die Bergier-Kommission ins Leben, die 
1999 einen (Flüchtlings-) Zwischenbericht und 2002 
ihren Schlussbericht publizierte. Henry Spira deckte 
praktisch im Alleingang auf, wie dabei mit falschen 
Zahlen operiert wurde. Seine Gespräche mit dem 
heute hochbetagten Henry Spira fasst Nationalrat 
Luzi Stamm nachstehend zusammen.

Aus einer jüdischen Familie stammend
Henry Spira erlebte die Flüchtlingsproblematik sozu-
sagen in der Kinderstube an vorderster Front mit. Er 
wohnte während des Zweiten Weltkrieges mit seinen 
Eltern, Armand und Suzanne Spira, in Pruntrut, in 
unmittelbarer Nähe der französischen Grenze. Seine 
Eltern setzten sich ab Juni 1940 für jüdische Flücht-
linge ein, die aus Frankreich, Belgien und Holland 
flohen. Einiges bekam der junge Henry mit. Seine 
Eltern wollten jedoch nicht, dass er allzu viel erfuhr 
und weiter erzählen konnte.

Erst in den Achtzigerjahren erkannte Spira aufgrund 
alter Dokumente, wie umfangreich seine Eltern in ei-
gentlichen «Nacht- und Nebel-Aktionen» Flüchtlingen 
Beistand geleistet hatten. Sein Interesse war geweckt. 
Anknüpfend an seine Familiengeschichte arbeitete er 
mit vorbildlicher Genauigkeit die Flüchtlingszahlen 
auf, indem er jedes Flüchtlingslager auf Schweizer Bo-
den und alle aus jener Zeit noch existierenden Statisti-

ken minutiös absuchte. Zu seinen Erkenntnissen publi- 
zierte er ein Buch.

Unabhängige Persönlichkeit
Als ich das erste Mal mit Henry Spira Kontakt auf-
nahm, sagte dieser ganz offen: «Je n’aime pas telle-
ment l’UDC» (frei übersetzt: «Ich mag die SVP nicht 
so sehr»). Dies entsprach seiner – im positiven Sin-
ne – äusserst kritischen Grundhaltung: Massiv ging 
er ins Gericht mit Schweizer Beamten, deren Fehl-
verhalten während des Zweiten Weltkriegs längst 
erwiesen ist (z.B. Heinrich Rothmund). 

Noch schlechter zu sprechen war er allerdings auf 
US-Exponenten wie Edgar Bronfman, Israel Singer 
und Alfonse D’Amato, welche die fünfzig Jahre zu-
rück liegenden Ereignisse zu Geld machen wollten. 
Am heftigsten kritisierte er jedoch die drei Histori-
ker der Bergier-Kommission – Georg Kreis, Jacques 
Picard und Jakob Tanner – die sich zum Ziel gesetzt 
hätten, unser Land «in die Pfanne zu hauen mit dem 
Zweck, der Schweiz ein Geschichtsbild einzuimpfen, 
das ihren eigenen Vorstellungen entsprach».

Anregungen von Spira bewusst missachtet
Als ich Henry Spira 1997 in Genf zum ersten Mal be-
suchte, lag auf seinem Schreibtisch ein Artikel aus 
der «Jüdischen Rundschau» vom 27. März 1997. Der 
Titel war marktschreierisch: «Bis zu Neunzigtausend 
in den Tod geschickt!» Im Artikel stand wörtlich: 
«Der Historiker Jacques Picard sprach (…) von einer 
Dunkelziffer von bis zu neunzigtausend Menschen, 
die in den Tod geschickt wurden». Henry Spira reg-
te sich masslos über diese böswillige Unterstellung 
auf; diese Zahlen seien jenseits von Gut und Böse.

Er empfand es als besonders stossend, dass er von 
einem Mitglied der Bergier-Kommission zwar schon 
früh um Informations-Material gebeten worden war; 
die von ihm gelieferten Zahlen wurden von der Kom-
mission in der Folge jedoch missachtet. Offensichtlich 
waren die massgebenden Historiker nicht an Wahr-
heit interessiert. 

Nachgewiesenermassen falsche Zahlen
In ihrem 1999 publizierten «Flüchtlings-Zwischenbe-
richt» schrieb die Bergier-Kommission wörtlich: «Die 
präziseste Berechnung gelangt zu einer Gesamtzahl 
von 24’398 Flüchtlingen, deren Wegweisung für die 
Zeit des Krieges belegt ist.» Diese Publikation löste 
weltweit Schlagzeilen aus. Auch wenn im Bergier-
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Bericht nichts von Nationalitäten und Religionszuge-
hörigkeit stand, wurde diese Zahl von der Weltpres-
se so verstanden, dass die Schweiz mehr als 24’000 
Juden an der Grenze abgewiesen und in den Tod ge-
schickt habe. 

Zwar meldeten sich schnell protestierende Stimmen, 
die von den Medien aber kaum erwähnt wurden. Es 
ging praktisch unter, dass der als «Nazi-Jäger» be-
kannte französisch-jüdische Anwalt Serge Klarsfeld 
sofort schrieb, er sei «mit den Zahlen im Bergier-
Bericht nicht einverstanden». Nach seiner Einschät-
zung seien «weniger als fünftausend Juden» an der 
Schweizer Grenze abgewiesen worden (viele vor dem 
Krieg). Auch Forschungen des Lausanner Professors 
Jean-Christian Lambelet und des Genfer Staatsar-
chivs unter Leitung von Catherine Santschi ergaben 
markant tiefere Zahlen. Vor allem aber Henry Spi-
ra demaskierte die Bergier-Zahlen als schlichtweg 
falsch. 

Absicht oder stümperhafter Fehler?
Die Bergier-Historiker mussten nach der Publikati-
on ihres Zwischenberichts angesichts der massiven 
Kritik kleinlaut einräumen, sie hätten keine eigenen 
Zahlen erarbeitet. Vielmehr hatten sie einfach die von 
Stefan Koller, einem Mitarbeiter des Schweizerischen 
Bundesarchivs, zusammengestellten Zahlen aus dem 
Jahr 1996 kopiert. Dabei verwechselte die Kommis-
sion die Zahl der Rückweisungsverfügungen mit der 
Zahl der betroffenen Personen: Wer mehrmals die 
Grenze zu überqueren versuchte, wurde mehrfach 
zurückgewiesen und somit mehrfach gezählt.

Bereits der Ludwig-Bericht hatte 1957 – mit damals 
noch wesentlich besseren Unterlagen – die Flücht-
lingszahlen aufgearbeitet und von wesentlich tiefe-
ren Zahlen gesprochen, nämlich von gegen 12’000 
Zurückgewiesenen während der Kriegszeit (gleich-
zeitig bot unser Land während der Hitler-Zeit mehr 
als 300’000 Flüchtlingen und Internierten kurz- oder 
langfristig Schutz). Henry Spira listete in seinem 
Buch minutiös auf (S. 72), dass in der entscheiden-
den Phase insgesamt 9’360 Personen zurückgewie-
sen wurden; aber nur eine Minderheit war jüdisch.

Kriegsverbrecher und jüdische Flüchtlinge vermischt
Die Bergier-Kommission unternahm nichts, um den 
empörenden Vorwürfen Tatsachen entgegenzustellen. 
Die von Mainstream-Medien genüsslich aufgenom-
mene Behauptung, die Schweiz habe Abertausende 
von Juden in den sicheren Tod geschickt, war auch 
deshalb eine krasse Irreführung, weil eine Mehr-
heit der Zurückgewiesenen politisch Verfolgte be-
traf (Demokraten, Sozialisten, Kommunisten, Sinti, 
Roma). Zudem erschienen in den letzten Kriegsmo-
naten auch zahlreiche Nazi-Anhänger an der Grenze 
(Volkssturm-, Gestapo-, SS- und NSDAP-Leute), die 
ihre Haut zu retten versuchten – auch Mussolini ver-
suchte bekanntlich, in die Schweiz zu fliehen. Wich-

tiges Detail am Rande: Henry Spira hat akribisch 
dokumentiert, dass die Schweiz ihre Grenze für jü-
dische Flüchtlinge nur gerade für zwei Wochen (vom 
13. bis 28. August 1942) vollständig geschlossen hielt.

An falschen Zahlen festgehalten
Dass die Bergier-Kommission mit einem Budget von 
mehr als 20 Millionen Franken keine eigenen Zahlen 
erarbeitete, sondern einfach alte Zahlen kopierte, ist 
beschämend genug. Skandalös ist jedoch das Fest-
halten an nachgewiesenermassen falschen Zahlen. 

Im März 2002 publizierte die Bergier-Kommission 
ihren Schlussbericht mit den Bänden 1–25. Als Band 
17 wurde dabei der drei Jahre alte Flüchtlings-Zwi-
schenbericht neu aufgelegt. Bei der Lektüre traute 
man seinen Augen kaum: Die gesamte Passage mit 
der «Gesamtzahl von 24’398 Flüchtlingen» wurde im 
Schlussbericht erneut aufgeführt, obwohl den Bergi-
er-Autoren die Proteste gegen diese nachgewiesener-
massen falsche Zahl natürlich bekannt waren. 

Fazit: Wer als falsch demaskierte Zahlen aus dem 
«Zwischenbericht» drei Jahre später im Schlussbe-
richt erneut auftischt, demaskiert sich selbst. Das 
Ziel der massgebenden Autoren war offensichtlich, 
die Schweiz zu verunglimpfen.

Luzi Stamm

Dr. Gudrun Kugler
Juristin, Theologin, Nationalrätin  
im österreichischen Parlament

«Zurück zur Vernunft – 
über das Wie und Wohin 
eines christlich orientierten 
Engagements in Politik und 
Öffentlichkeit»

Samstag, 25. Mai 2019, Olten,  im Hotel Arte 
Riggenbachstrasse 10 (Seite Gleis 12) 
neben Fachhochschule Nordwestschweiz 
 
11:00 bis 12:30 Uhr, mit anschliessendem Apéro

Bitte anmelden:  
info@schutzinitiative.ch / 061 702 01 00

Top-Referat
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Eine höhere Geburtenrate tut not 

 Warum die Schweizer aussterben
Buchauszug Dudo Erny, Geograf und Demografie-Experte

hf. Der bekannte Bevölkerungswissenschafter Dudo Erny zeigt in seinem Buch «Warum die Schweizer aussterben werden»  
(s. Büchertisch Seite 22) anhand von Zahlen und Statistiken auf, dass wir Schweizer wegen der tiefen Geburtenrate und der 
massiven Zuwanderung aus fremden Kulturen über kurz oder lang Gefahr laufen, auszusterben. Nachstehend einige Auszüge 
aus dem bemerkenswerten Buch. 

1291 wurde unsere Eid-
genossenschaft gegrün-
det. Der Bundesbrief gilt 
als die Gründungsurkun-
de der Schweiz. Diese Ur-
kunde ist im Bundesbrief- 
museum in Schwyz aus-
gestellt. Die Schweizer 
Söldner dienten bei vie-
len Herrschern in Euro-
pa. Das Löwendenkmal 
in Luzern erinnert an die 
Schweizergardisten, die 
im Jahr 1792 beim Tui-
leriensturm in Paris um-
kamen. Die Schweizer-
garde im Vatikan ist ein 
Relikt der Söldnerzeit.

1315 wurden die Habsburger in der Schlacht am Mor-
garten besiegt. Durch die Ausweitung des Bündnisses 
entstand die Achtörtige Eidgenossenschaft. Durch wei-
tere Expansion kam es zur Eidgenossenschaft der 13 
alten Orte. In der Tagsatzung trafen sich bis 1848 die 
Abgesandten der Kantone. 1515 kam es zur bedeuten-
den Schlacht bei Marignano, bei der die Eidgenossen 
besiegt wurden und damit ihre Expansionsbereitschaft 
gedämpft wurde.

1648 wurde die Schweiz im Westfälischen Friedens-
vertrag als unabhängig vom Heiligen Römischen Reich 
Deutscher Nation anerkannt. 1798 wurden die Trup-
pen der Eidgenossen von Frankreich besiegt, ein Teil 

der Schweiz wurde besetzt. Danach wurde die Helve-
tische Republik gegründet, 1803 aber wieder aufgelöst.

1815, anlässlich des Wiener Kongresses, ist die Schweiz 
neu definiert worden, und die heute noch gültigen Lan-
desgrenzen wurden damals festgelegt. Zudem wurde 
die schweizerische Neutralität völkerrechtlich aner-
kannt. 1847 kam es zum Sonderbundskrieg, der eigent-
lich ein Religionskrieg zwischen katholischen und re-
formierten Kantonen war. 1848 wurde die Schweiz in 
der Bundesverfassung von einem Staatenbund zu einem 
Bundesstaat geeint. Die Schweiz blieb im Ersten und 
Zweiten Weltkrieg von Kampfhandlungen verschont.

1971 begann der demografische Niedergang der Schweiz, 
der von den meisten Historikern nicht beachtet wird 
und von dem in diesem Buch die Rede ist.

Demografie
Die Demografie ist eine Bevölkerungswissenschaft, die 
sich mit der Anzahl der Menschen, ihrer Altersstruk-
tur und Migration befasst. Vor 2’000 Jahren haben auf 
der Welt etwa 250 Millionen Menschen gelebt. Bis zum 
Jahr 1800 hat sich die Weltbevölkerung auf rund eine 
Milliarde Menschen erhöht. Im Jahr 1950 haben auf 
der Welt 2,5 Milliarden Menschen gelebt. Bis 2018 hat 
sich die Zahl der Weltenbürger auf 7,6 Milliarden Men-
schen verdreifacht. 2017 hat die Weltbevölkerung um 
83 Millionen Menschen zugenommen. Das heisst, dass 
die Weltbevölkerung jeden Tag um 227’000 Menschen 
gewachsen ist.

Für das Jahr 2050 prognostiziert die UNO eine Weltbe-
völkerung von 9,7 Milliarden Menschen. Im Jahr 2100 
werden auf der Welt mehr als 11 Milliarden Menschen 
leben, aber es könnten auch einige Milliarden mehr 
werden, falls die Geburtenraten nicht wie erhofft sinken.

In Europa muss eine Frau im Durchschnitt 2,1 Kinder 
bekommen, damit die Einwohnerzahl konstant bleibt. 
In Afrika liegt wegen der höheren Kindersterblichkeit 
die optimale Geburtenrate bei 2,3 bis 2,4 Kindern pro 
Frau. Eines fernen Tages wird auf dem Grabstein des 
letzten Schweizers zu lesen sein: «Hier ruht der letzte 
Schweizer. Er hatte keine Ahnung von Demografie.»

Afrika
Afrika weist ein hohes Bevölkerungswachstum auf. Im 
Jahr 1950 haben auf diesem Kontinent 229 Millionen 

FADEGRADE MALER
SOFORT-SERVICE Ihr Maler für alle Fälle

tapeziert, spritzt + malt

Robert Wenger
alt Kantonsrat SD

robert-wenger@bluewin.ch
Klotenerstrasse 39 Tel. + Fax 044 811 42 40
8303 Bassersdorf Natel 079 438 81 70

Schweizer Maler erledigt ihre aufträge
prompt und zuverlässig

Nur gelernte CH-Maler suchen Aufträge; Fassaden, Wohnungen, Büros etc.

Vorarbeiten gründlich, Anstriche pünktlich.

 Das Verschwinden der Europäer
Bevölkerungsentwicklung einiger afrikanischer und europäischer Staaten
Einwohnerzahl in Millionen (Quelle UNO; https://esa.un.org/unpd/wpp/)

 Kongo Nigeria Uganda Italien Polen Spanien
1950 12 38 5 47 25 28
2018 84 196 44 59 38 46
2050 197 411  106 55 32 44
2100 379 794 214 48 21 36

Buchtipp: Das Verschwinden der Europäer von Dudo Erny; ISBN 978-3-7357-0709-3
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Menschen gelebt, und 2018 sind es bereits 1,3 Milliar-
den. Die Prognose der UNO sagt für 2050 eine Bevöl-
kerungszahl von 2,5 Milliarden voraus. Im Jahr 2100 
werden in Afrika nach der mittleren Prognose der UNO 
4,5 Milliarden Menschen leben, aber es könnten einige 
Milliarden mehr werden.

Die höchsten Geburtenraten findet man in den afri-
kanischen Ländern südlich der Sahara. Als Grund 
dafür, dass die Frauen in Afrika so viele Kinder be-
kommen, wird meistens die fehlende Altersvorsorge 
genannt. Neu kommt das Geschäftsmodell Migration 
hinzu. Falls es einer afrikanischen Familie gelingt, 
eines der fünf Kinder nach Europa zu schleusen, und 
dieses dann Geld an die zurückgebliebene Familie 
schickt, hat es sich gelohnt, fünf Kinder auf die Welt 
zu stellen.

Weil es in vielen afrikanischen Ländern südlich der 
Sahara unglaublich viele Kinder gibt, wird es in we-
nigen Jahren sehr viele Frauen im gebärfähigen Alter 
geben. Weil die Geburtenraten nur langsam sinken, 
werden diese vielen Frauen sehr viele Kinder auf die 
Welt bringen. Man spricht darum von einer Bevölke-
rungsexplosion.

Schweiz
Die Entwicklung der Einwohnerzahl der Schweiz: 1861: 
2’515’396; 1900: 3’282’407; 1950: 4’668’000; 2000: 
7’164’444; 2017: 8’419’550

Die Entwicklung der Geburtenrate in der Schweiz (An-
zahl Kinder pro Frau): 1950: 2,40; 1960: 2,44; 1963/64: 

je 2,67; 1971: 2,04; 1972: 1,91; 1976: 1,55; 1995: 1,48; 
2001: 1,38; 2016: 1,55

Von 1950 bis 1969 lag die Geburtenrate über 2,1 – es 
gab also einen Geburtenüberschuss. In den Jahren 
1963 und 1964 gab es den höchsten Geburtenüber-
schuss. 2018 sind die Menschen dieser Jahrgänge 55 
und 54 Jahre alt. In afrikanischen Ländern mit einer 
hohen Geburtenrate stellen die Einjährigen den ge-
burtenstärksten Jahrgang und nicht die 55-Jährigen 
wie in der Schweiz. Die vielen einjährigen Mädchen in 
Afrika werden in 15 bis 20 Jahren ihr erstes Kind auf 
die Welt bringen und damit die Bevölkerungsexplosi-
on weiter anheizen. Die vielen 55-jährigen Schweize-
rinnen bekommen praktisch keine Kinder. An dieser 
biologischen Tatsache erkennen Sie das Todesurteil 
des Schweizer Volkes.

In der Schweiz bekommen die Frauen etwa mit 30 
Jahren ihr erstes Kind. Weil 1976 zu wenig Kinder 
geboren wurden, hatte es um das Jahr 2006 zu we-
nig Frauen im gebärfähigen Alter. Weil auch die Ge-
burtenrate zu niedrig war, hat die Schweiz seit 2006 
zwei demografische Probleme: zu wenig Frauen im 
gebärfähigen Alter und eine zu niedrige Geburten-
rate. Das Schweizer Volk befindet sich in einer To-
desspirale; nur eine höhere Geburtenrate würde die 
Rettung bringen.

Dudo Erny

Ich abonniere das «Schweizerzeit»-Magazin.
Preis bis Ende 2019: nur Fr. 50.– 

Name/Vorname:

Strasse/Nr.:

PLZ/Ort:

Mail-Adresse:

Wenn Sie uns Ihre Mail-Adresse mitteilen, erhalten Sie 
zusätzlich kostenlos allwöchentlich unser aktuelles «Brisant» 
per Mail. Eine Weitergabe Ihrer Mail-Adresse findet nicht 
statt.

Datum:   Unterschrift: 

Einsenden an: «Schweizerzeit», Postfach 54, 8416 Flaach,

Tel.: 052 301 31 00, Fax 052 301 31 03
E-Mail: abonnement@schweizerzeit.ch

KEIN MONOPOL DEM 
EU-SÜCHTIGEN MEDIEN-
EINTOPF IN DER SCHWEIZ

Weil das Klima 2019 den Reglementier- und Bürge-
rabzock-Funktionären das, was sie erwartet haben 
– einen uns stöhnen lassenden Hitze-Spätfrühling 
nämlich – nicht zu bieten vermag, werden in höchs-
ter Eile Ersatzszenarien zwecks Erhalt abgabenge-
wogener Katstrophenstimmung aufbereitet – wofür 
die Erfinder gar die volle Unterstützung der Schlag-
zeilenmacher in der früher reiflicher Überlegung 
zuneigenden NZZ-Redaktion in Anspruch nehmen 
zu können scheinen. Der jüngste Alarmruf gilt dem 
Erhalt der «Artenvielfalt». Gegen diese Zielsetzung 
haben wir nichts einzuwenden. Wohl aber gegen die 
Ausbeuter dieser Zielsetzung. Weil sie – erklärte 
Apostel der «Öffnung» – eine Hauptschuld tragen an 
der von verfassungswidriger Masseneinwanderung 
ausgehenden Zubetonierung unseres Landes und 
dem damit verbundenen Verschleiss von Ressour-
cen. Wer die Folgen der Masseneinwanderung aus-
blendet, aber gleichzeitig für Ressourcen-Sorgfalt 
und Artenvielfalt sich einzusetzen behauptet, der 
muss sich gefallen lassen, als politischer Falsch-
münzer entlarvt zu werden. 

us
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Am 19. Mai 2019: An die Urnen!

 Nein zum EU-Waffendiktat!
von Sylvia Flückiger, Nationalrätin, Jägerin, Schöftland AG

Was ist das für eine Abstim-
mung, wenn seit Monaten von 
«Bundesbern», Economie- 
suisse und andern EU-An-
passern, wohlbegleitet von 
einem Medientross, der sei-
nesgleichen sucht, gedroht 
wird, bei einem Nein zum 
EU-Waffenrecht würde die 
Schweiz aus «Schengen» hi-
nauskatapultiert? 

Nach wir vor besitzen wir unsere einzigartige direk-
te Demokratie mit dem Initiativ- und Referendums-
recht. Das bedeutet Freiheit – und damit das unein-
geschränkte Recht, Ja oder Nein zu stimmen. Wir 
lassen uns weder von Brüssel noch von «Bundes-
bern» erpressen! 

Vorwand «Terrorismusbekämpfung»
Unter dem Vorwand, den Terrorismus zu bekämpfen, 
will die EU unser Land Schritt für Schritt entwaff-
nen. Alle legalen Waffenbesitzer(innen), die sich an 
die Gesetze halten, den Schiesssport ausüben, Jäger 
oder Sammler sind, oder einfach eine Waffe geerbt 
haben, werden unter Generalverdacht gestellt: Denn 
jeder Schütze ist für die EU als Waffenträger ein po-

tenzieller Terrorist – er wird im gleichen Register 
geführt. Mit dieser Verschärfung des Waffenrechts 
werden jedoch weder Terror noch illegale Waffen be-
kämpft. Es geht vielmehr um die Aberkennung un-
seres Bürgerrechts, eine Waffe zu besitzen – es geht 
um unsere Freiheit und Selbstbestimmung.

Verfehlte «Schengen-Drohung» 
Auch die «Schengen-Drohung» ist völlig verfehlt: 
Denn die EU will selbst keine Lücke im System, wo 
sich Terroristen und Kriminelle verstecken könnten 
(obwohl Schengen längst nicht jenes «Sicherheitssys-
tem» ist, als welches es angepriesen wird). Zudem 
hatte der Bundesrat im Jahre 2005 versprochen: Das 
Waffenrecht in der Schweiz ist nicht betroffen! Heute 
ist dieses Versprechen nichts mehr wert. 

Verschärfungen bis zum Verbot
Und das Wichtigste: Artikel 17 der EU-Waffenricht-
linie besagt, dass im Jahr 2020, und dann alle fünf 
Jahre, eine Prüfung unseres Waffenrechts stattfin-
det. Das heisst zwangsläufig: Brüssel befiehlt immer 
weitere Verschärfungen – bis zur Abschaffung un-
seres privaten Waffenbesitzes. Deshalb muss dieses 
folgenschwere, unnötige und verfehlte Waffengesetz 
verhindert werden.

Sylvia Flückiger

vorher nachher

Krimineller Krimineller

gesetzes-
treuer
Bürger

gesetzes-
treuer
Bürger
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Carl Baudenbacher zum Schweizer EU-Komplott (Teil 1) 

 Fundierte Kritik am Rahmenvertrag
Professor Carl Baudenbacher, als Schweizer im Auftrag Liechtensteins jahrelang Vorsitzender des EFTA-Gerichtshofs, übt 
geharnischt Kritik am Rahmenvertrag Schweiz-EU. 

Professor Baudenbacher 
hat seine Kritik in einem 
kürzlich im Münster-Ver-
lag erschienenen Buch 
brillant zusammenge-
fasst und präzise begrün-
det. Seine Darstellung des 
Verhandlungsprozesses, 
aus dem der Rahmenver-
trag resultierte, zeugt von 
enormer Sachkompetenz. 
Baudenbachers Buch ist 
ebenso lehrreich wie un-
terhaltsam. Einige wich-
tige Abschnitte daraus 

präsentieren wir den «Schweizerzeit»-Lesern in drei 
aufeinanderfolgenden Artikeln. 

Im ersten Beitrag steht der EU-Gerichtshof (EuGH) im 
Mittelpunkt. Mit dem «Duo an der Spitze des Aussen-
ministeriums» sind Bundesrat Didier Burkhalter und 
Staatssekretär Yves Rossier gemeint, unter deren Lei-
tung die Rahmenvertrags-Verhandlungen mit der EU 
im Jahre 2013 aufgenommen wurden. 

Der EuGH entscheidet endgültig
Baudenbachers Darstellung des EuGH lautet wörtlich 
wie folgt: 

«Von Zeit zu Zeit behauptete das Duo an der Spitze des 
Aussenministeriums, dass der EuGH nur ein Gutachten 
abgeben würde. Später wurde die Formulierung verwen-
det, die Urteile des EuGH seien natürlich verbindlich, 

aber eben nicht endgültig. Die Schweiz werde jedenfalls 
die Freiheit behalten, Nein zu sagen oder im Gemischten 
Ausschuss weiter zu verhandeln, etwa über eine teil-
weise Übernahme des EuGH-Urteils, die nicht mehr der 
Prüfung durch den EuGH unterläge. Die Schweiz könn-
te auch Rechtsvorschriften erlassen, welche die Umset-
zung des EuGH-Urteils blockierten. Gleichzeitig – und 
das sollte der Trick der «EuGH-Lösung» sein – würde 
sich die EU gebunden fühlen, wenn das Urteil zuguns-
ten der Schweiz ausfiele. Denn dass sich die Kommissi-
on gegen ihren eigenen Gerichtshof wenden würde, sei 
politisch undenkbar. Mit anderen Worten: Das Modell 
des EuGH war nach den Behauptungen der EDA-Leute 
das einzige Modell, das es der Schweiz erlauben wür-
de, die EU vor Gericht zu bringen. Dass es das Gericht 
der anderen Partei wäre, in dem kein Schweizer Einsitz 
nehmen könnte, wurde als irrelevant bezeichnet, weil 
das Urteil eben nicht endgültig sei.» (S. 105) 

Nicht einmal mehr der Bundesrat hält heute an den 
seinerzeitigen, von Professor Carl Baudenbacher hier 
in Erinnerung gerufenen, utopischen bundesrätlichen 
Vorstellungen zum EuGH fest. 

Klar ist: Zu allen Beschlüssen, Gesetzen und Verord-
nungen, welche die EU einseitig als «binnenmarktre-
levant» erklärt, hat der EuGH bei allenfalls aufkom-
menden Meinungsverschiedenheiten das letzte Wort –  
ausdrücklich auch, wenn dem EuGH-Entscheid ein 
Schiedsgericht vorgelagert wird. Klipp und klar steht 
im Rahmenvertrag: 

«Das Urteil des Gerichtshofs der Europäischen Union 
ist für das Schiedsgericht verbindlich» (Art. 10, 3. Ab-
schnitt). 

S. Das im Münster-Verlag soeben erschienene Buch 
von Carl Baudenbacher trägt den Titel: 

«Das Schweizer EU-Komplott»

Mit dem Bestelltalon auf Seite 23 der heutigen 
«Schweizerzeit» können Sie es bestellen. 

Professor Carl Baudenbacher war von 1995 bis 2018 
Richter am EFTA-Gerichtshof. Während fünfzehn 
Jahren (2003 bis 2017) präsidierte er diesen Ge-
richtshof. Keiner kennt die Abhängigkeit aller Ent-
scheidungsfindungen im Schosse der EU und ihrer 
Vertragspartner besser als Carl Baudenbacher. Ent-
sprechende Bedeutung erhält damit seine Kritik am 
EU-Rahmenvertrag. 
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Die WoZ zur Sozialhilfe-Explosion 

«Schnuderi-Journalismus»
Der Schlüer und der Schnegg hätten gegen Sozialhilfe-Abhängige eine «sadistische Strategie» entwickelt, feuert die Wochen-
zeitung (WoZ) ihre linke Gefolgschaft an. 

Diese Strategie bestimme eine «landesweite SVP-Kampa-
gne», die am 19. Mai in einer kantonalen Berner Volks-
abstimmung einen «vorläufigen Höhepunkt» erlebe. 

Man könnte all den WoZ-Schmäh links liegen lassen, 
wäre er nicht ein Lehrstück linker Diffamierungstaktik 
zu einem brisanten Problem. Zunächst: Auf ausdrück-
lichen Wunsch der WoZ-Redaktion tauschen WoZ und 
«Schweizerzeit» ihre Publikationen gegenseitig aus 
– schon seit Jahren. Dass sich WoZ-Redaktoren auch 
mit «Schweizerzeit»-Artikeln befassen, beunruhigt 
uns nicht, lässt uns aber dokumentieren, unter was 
für «journalistischen Grundsätzen» die WoZ-Redaktion 
Kampagnen lanciert. Wie jene, in der sie uns «sadisti-
sche Strategie» gegen Sozialhilfebezüger unterschiebt. 
Der WoZ-Verriss ist gespickt mit Falschaussagen und 
Auslassungen – kampagnengerecht zurechtgeschustert. 

Personalien
Adrian Riklin, Autor der WoZ-Breitseite, stellt den 
«Schweizerzeit»-Redaktor Ulrich Schlüer vor als «pen-

sionierten Gymnasiallehrer». Tatsächlich unterrichtete 
dieser – noch als Student, aber bereits verheiratet – von 
1969 bis 1974 einige Klassen am Zürcher Gymnasium 
Freudenberg in Geschichte. Als «Hilfslehrer». Wird 
man damit fünfzig Jahre später zum «pensionierten 
Gymnasiallehrer»? 

986 Franken
Riklin darauf, Empörung schürend, wörtlich: «986 
Franken erhalten diese (nämlich die Sozialhilfebezüger) 
gemäss den Richtlinien der Schweizerischen Konferenz 
für Sozialhilfe (Skos) als Existenzminimum für den mo-
natlichen Lebensbedarf. Zu viel für die SVP.» 

Riklin stellt das dar, als müsste jeder Unterstützte mit 
diesen 986 Franken seinen ganzen Lebensunterhalt 
bestreiten. Das ist vorsätzliche Täuschung der Leser-
schaft. Denn die Wohnungsmiete (max. 1’100 Franken), 
die Krankenversicherung (394 Franken), die AHV- und 
IV-Prämien (45 Franken), sowie weitere «situations-
bedingte Leistungen» sind jedem Sozialhilfe-Bezüger 

Verbot überdenken statt ausweiten
Am 14. Dezember 2018 beschloss das 
Parlament, die Antirassismus-Straf-
norm auf Diskriminierungen und Auf-
rufe zu Hass aufgrund der sexuellen 
Orientierung auszuweiten. Dagegen hat 
ein überparteiliches Komitee das Refe-
rendum ergriffen. Während dieses in 
den Mainstream-Medien belächelt, be-
leidigt oder ignoriert wurde, erbrachte 

es in der konkreten Überzeugungsarbeit einen beachtli-
chen Erfolg: 67’494 gültige Unterschriften konnten innert 
100 Tagen gesammelt werden, nur 50’000 wären nötig 
gewesen.

Weshalb sollen Aufrufe zu Hass gegen Rassen strafbar 
sein, gegen Homosexuelle aber nicht, mag man sich fra-
gen. Statt wegen einer gefühlten Ungleichbehandlung 
aber sofort den Geltungsbereich eines Verbots auszuwei-
ten, könnte diese Frage Anlass zum vertieften Nachden-
ken bieten, ob sich das heutige Verbot in Art. 261bis des 
Strafgesetzbuches (StGB) überhaupt bewährt hat.

Grund zum Zweifel gibt es nämlich allemal: Art. 261bis 
StGB ist für eine Strafnorm ausgesprochen offen formu-
liert und damit rechtsstaatlich heikel. Die Anknüpfung 
am Rassenbegriff ist kontraproduktiv, weil sie das anti-
quierte Verständnis zementiert, wonach es unter Men-
schen tatsächlich Rassen geben soll. Zudem schafft die 

Strafnorm stossende Ungleichheiten: Während «Schwei-
zer» beispielsweise eine Nationalität ist und von Art. 
261bis StGB nicht umfasst wird, sind nach Rechtspre-
chung und Lehre Kosovaren, Muslime, Tamilen, Sizilia-
ner oder auch Appenzeller vom Tatbestand grundsätzlich 
erfasst und geschützt.

Als die Schweiz im Jahr 1995 die Antirassismus-Straf-
norm ins Strafgesetzbuch aufnahm, hatte man insbeson-
dere eine Bestrafung von Holocaustleugnern vor Augen. 
Inzwischen ist aber die Strafnorm zusehends eine politi-
sche Waffe zur Tabuisierung realer Probleme geworden. 
Die ständige Drohung mit dem Strafrecht vergiftet das po-
litische Klima. Anstatt also eine fragwürdige Strafnorm 
unter Aspekten der Gleichbehandlung von Gruppen noch 
auszuweiten, würde eine freiheitliche Gleichbehandlung 
darin bestehen, Art. 261bis StGB generell zu überdenken 
oder zumindest auf klare Tatbestände zu beschränken.

Eine Ausweitung der Antirassismus-Strafnorm zum 
Schutz Homosexueller ist gerade in der heutigen liberalen 
Zeit auch nicht nötig: Homosexuelle sind inzwischen in 
der Gesellschaft akzeptiert. Die meisten grösseren Par-
teien haben sogar bekennende homosexuelle Vertreter 
im Nationalrat. Homosexuelle sind durchaus in der Lage, 
sich selbst zu verteidigen. Sie brauchen nicht die ständige 
Hilfe des Strafrichters.

Patrick Freudiger
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Die Feinde der Freiheit
Es geschieht tagtäglich. Dauernd 
werden wir von den Kartellmedien 
mit linker Propaganda beschossen. 
Eine kleine Auswahl der einschlä-
gigen Kampfbegriffe: Klimawandel, 
Klimastreit, Klimakatastrophe, Dis-
kriminierung, Abschottung, Rechts- 
populisten, Gender.

Der linke Zeitgeist ist im Dauerempörungsmodus. 
Selbst wenn die Kartellmedien die relevanten The-
men behandeln, tun sie dies aus linker Sicht. Jeder 
Sozialhilfe-abhängige Asylbetrüger wird dann zu ei-
nem armen «Flüchtling», der uns dennoch die Renten 
sichert. Die Kartellmedien sind gefüllt mit Lügen und 
Halbwahrheiten, die der linken Politik oft zum Durch-
bruch verhelfen.

Die breite Masse hat wenig Interesse an Politik. Somit 
hinterfragen viele Menschen die servierten Medien-
texte nicht. Der Werbespruch des «Tages-Anzeigers» 
lautet passend: «Du bist, was du liest.» Wem dauernd 
linke Ideologie eingeimpft wird, der wählt irgend-
wann links. Erst wenn der Irrsinn finanziell und ge-
sellschaftlich weh tut, setzt der Verstand wieder ein.

Wie spektakulär die Kartellmedien die Wahrheit ver-
drehen, zeigt sich beispielhaft an einer Abstimmung in 
Bern. Dort lehnt das Stimmvolk trotz medial hochge-
spielter Klimahysterie ein links-grünes Energiegesetz 
ab. Und was schreibt eine Tageszeitung dazu? «Die 
sehr knappe Ablehnung zeigt eine generelle Zustim-
mung zum Klimaschutz.» Die Ablehnung einer links-
grünen Vorlage wird in den Worten des Journalisten 
kurzum zu einer generellen Zustimmung. Ein Nein 
wird zum Ja umgedeutet.

Die Kartellmedien fühlen sich nicht der Wahrheit, son-
dern der linken Ideologie verpflichtet. Der Staat soll 
demnach jeden Lebensbereich kontrollieren, regeln 
und lenken. Das führt letztlich dazu, dass die Freiheit 
und die Eigenverantwortung eingeschränkt oder gar 
beseitigt werden. Die gleichgeschalteten Kartellme-
dien sind die schlimmsten Feinde der Freiheit. Denn 
im Gegensatz zu den rot-grünen Parteien kommt der 
mediale Sozialismus als «neutrale Berichterstattung» 
daher und verfängt immer mehr.

Samuel Balsiger

Samuel Balsiger ist Gemeinderat in der Stadt Zürich. In seiner monatlich 
erscheinenden Kolumne berichtet er über die Irrungen der linken Politik.

Fortsetzung auf Seite 18

obligatorisch zusätzlich zu bezahlen. Effektiv erhält 
eine Einzelperson pro Monat 2’625 Franken, eine vier-
köpfige Familie 5’011 Franken, und eine sechsköpfige 
Familie gar 6’015 Franken. Dies alles steuer- und ab-
gabenfrei! Als «situationsbedingte Bedürfnisse» kann 
jeder Sozialhilfebezüger jede Zahnarztbehandlung, die 
Kinderkrippen-Nutzung, alle Baby-Artikel, Möbel, ein 
Musikinstrument, Musikunterricht, seine Versiche-
rungs- und Anwaltskosten, die Benutzung des öffent-
lichen Verkehrs, Brillen, Umzugskosten und anderes 
mehr der Öffentlichkeit, den Steuerzahlern, belasten. 

Das weiss WoZ-Autor Riklin als «Sachverständiger» für 
Sozialhilfe-Fragen. Als Kampagnen-Anfacher unter-
schlägt er diese Tatsachen, damit er jene, die sich seriös 
mit Sozialhilfe und Sozialhilfe-Missbrauch befassen, so 
richtig diffamieren kann: «Schnuderi-Journalismus» – 
was sonst? 

Mitglied oder Referent
Pierre Alain Schnegg, Berner Regierungsrat, wird von 
der WoZ als Mitglied einer von Ulrich Schlüer geleiteten 
SVP-Arbeitsgruppe bezeichnet. 

Zunächst: Die Arbeitsgruppe – gewählte Behörden-Mit-
glieder aus der ganzen Schweiz, die in ihrer Gemeinde 
für die Sozialhilfe zuständig sind – hat sich spontan 
zum Erfahrungsaustausch zusammengefunden, ohne 
SVP-Auftrag. Pierre Alain Schnegg war – so sehr wir 
seine Leistungen anerkennen – nie Mitglied dieser 

Gruppe. Er wurde einmal – bereits vor vielen Monaten 
– eingeladen, über seine Sozialhilfe-Politik zu referieren. 
Er kam, referierte und beantwortete Fragen. Mitglied 
der Arbeitsgruppe war er aber nie. Adrian Riklin dis-
pensierte sich von Abklärungen. Wer diffamieren will, 
stellt keine Fragen. 

Dreissig Prozent
Der «Sadismus-Vorwurf» resultiert aus der Tatsache, 
dass Teilnehmer an Arbeitsgruppen-Sitzungen in ihren 
Kantonen Vorstösse eingereicht oder unterstützt haben, 
die eine andere Organisation der Sozialhilfe verlangen. 

Sozialhilfe ist vom Gesetz her Übergangshilfe – nicht le-
benslange Rente! Sie wird gewährt mit der zwingenden 
Auflage, dass sich die davon Begünstigten an Integrations-
bemühungen aktiv zu beteiligen haben. Wird dies verwei-
gert, kann die fälschlicherweise als Alleinentschädigung 
dargestellte Grundleistung von 986 Franken um bis zu 
dreissig Prozent gekürzt werden. Wenigstens theoretisch.

In der Praxis wird fast jede Kürzungsverfügung – 
selbst bei dreistester Verweigerung von Integrations-
anstrengungen – gerichtlich angefochten. Schliesslich 
prozessieren Sozialhilfe-Abhängige gratis, auf Kosten 
der Steuerzahler und mit Hilfe von auf solche Rekurse 
spezialisierten Anwälten – die ihrerseits, da aus öf-
fentlichen Kassen entschädigt, von gesichertem Ein-
kommen profitieren. 
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Frage der Woche
In der Schweiz erfolgten im Jahre 2018 insgesamt 
30’000 Festnahmen. Wieviel davon kamen nur des-
halb zustande, weil die Schweiz auf das Schengen-
Fahndungssystem zurückgreifen konnte?

A  7’853 B 2’411
C 1’007 D 285

Zutreffende Antwort ankreuzen und Wettbe-
werbstalon einsenden an «Schweizerzeit», Post-
fach 54, 8416 Flaach; Fax: 052 301 31 03; Mail:  
wettbewerb@schweizerzeit.ch

Letzter Einsendetermin: Freitag, 24. Mai 2019 (ein-
treffend)

Absender

Name / Vorname:

Strasse / Nr.:

PLZ / Ort:

Telefon:

E-Mail:

Einsender der richtigen Antwort nehmen an einer 
Verlosung teil. Die Gewinnerin / der Gewinner er-
hält eine Einladung an die nächste Tafelrunde der 
«Schweizerzeit» (Nachtessen für zwei Personen mit 
«Schweizerzeit»-Herausgeber Ulrich Schlüer).

??? ???

«Schweizerzeit»-Special 

Fr. 2499.00 
A3-Farbkopierer, -Scanner,
-Drucker und -Telefax 
inkl. Original-Einzug
2 Kassetten, Stapel-Einzug
Unterschrank, TOP-Qualität 
dank 1200 dpi, Duplex,
Netzwerk, USB 2.0
automat. Hefter, Air-Print
Super Touch-Display, farbig
3 Jahre Vor-Ort-Garantie

OCoTex AG – 041 799 50 00

Klar, dass praktisch jede Verfügung angefochten wird 
– aus Prinzip. Damit wird mindestens Verzögerung um 
Monate, allenfalls sogar um Jahre erreicht. Wer in Ver-
antwortung vor den Steuerzahlern gegen Sozialhilfe-
Missbrauch Kürzungen verfügt, kann von Glück reden, 
wenn schliesslich – für beschränkte Zeit – wenigstens 
eine zehnprozentige Kürzung durchgesetzt werden kann. 
Vorgänge, die Rechtsstaat und Rechtsordnung schlicht der 
Lächerlichkeit preisgeben, die zu vorsätzlichem Sozialhil-
fe-Missbrauch laufend animieren. 

Dagegen haben SVP-Politiker Massnahmen eingeleitet, um 
das zum Missbrauch einladende Konzept zu verändern. 
Sie beantragen, dass die Grundleistung um dreissig Pro-
zent niedriger angesetzt werde. Doch soll jeder Sozialhil-
febezüger für erbrachte Integrationsanstrengungen (re-
gelmässiger Sprachkurs-Besuch, sichtbare Anstrengung 
bei Stellenbewerbungen usw.) durch Zulagen zur Grund-
leistung honoriert werden. Wer alle an ihn gerichteten 
Integrationsanforderungen erfüllt, kommt mit Leichtigkeit 
auf die 986 Franken der früheren Grundleistung. 

Das in der Arbeitsgruppe intensiv diskutierte und kor-
rigierte Konzept mutet dem integrationswilligen Sozial-
hilfebezüger also nicht die geringste Einschränkung zu. 
Es vermeidet aber die sündenteuren Prozesskosten, die 
auf Rekurse gegen Sozialhilfe-Kürzungen spezialisierte 
Gratis-Anwälte laufend auslösen. WoZ-Autor Riklin ver-
steht sich offenbar als Fürsprecher dieser Gratis-Anwälte. 

Seine Schreibe bringt ehrlichen Sozialhilfebezügern gar 
nichts, sie will vielmehr Gratis-Anwälte aus notorischem 
Sozialhilfe-Missbrauch weiterhin massiv verdienen las-
sen. Um der Klarheit willen: Gratis-Anwälte sind nur für 
Sozialhilfe-Empfänger gratis, den Steuerzahlern liegen 
sie oft in exorbitantem Ausmass auf der Tasche. 

Fazit 
Die Schreibe des Woz-Redaktors Adrian Riklin bezweckt 
die grobschlächtige Diffamierung derer, die Sozialhilfe-
Missbrauch zu vermeiden suchen. Indem er sich von jeder 
Frage nach Fakten und Tatsachen dispensiert, läuft ihm 
skrupellose Diffamierung um so leichter aus der Feder. 
«Schnuderi-Journalismus» eben!

S.

Neues Tätigkeitsfeld für spitzenbesoldete Bundes-
Experten: Suizidforschung! 

Lasst doch die Menschen endlich in Ruhe mit euren 
wortreichen, aber nichtssagenden Expertisen! Da-
mit könnten zumindest Selbsttötungen als Reaktion 
auf die Heimsuchung durch hyperaktive, alles wis-
sen wollende Bundesexperten vermieden werden.  

us
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Mit dem

Rahmenvertrag

verlangt Brüssel von 
der Schweiz einen

Blankoscheck,

zu dem die EU erst 
nach Unterzeichnung 

mitzuteilen bereit 
ist, wozu sich die 

Schweiz mit diesem 
Vertrag

verpflichtet

hat.

???
EU-Rahmenvertrag: Behauptungen und Tatsachen

Super-Guillotine
Die sieben Verträge des ersten Pakets der bilatera-
len Abkommen Schweiz-EU sind heute mittels einer 
sogenannten Guillotine-Klausel aneinander gekettet. 

Kündigt die Schweiz einen dieser sieben Verträge, 
dann verlieren die sechs anderen Verträge – falls dazu 
nicht sofort Neuverhandlungen aufgenommen werden –  
sechs Monate nach Inkrafttreten der Kündigung automa-
tisch ihre Gültigkeit. 

Dieses erste Paket der Bilateralen umfasst die sieben Ver-
träge über: 

• Personenfreizügigkeit
• Technische Handelshemmnisse 
• Öffentliches Beschaffungswesen
• Landwirtschaft
• Landverkehr
• Luftverkehr
• Forschung

Insbesondere die FDP hat bis Ende 2018 mit allem Nach-
druck gefordert, diese Guillotine-Klausel habe mit dem Rah-
menvertrag Schweiz-EU (InstA) aus allen gegenwärtigen 
und künftigen vertraglichen Vereinbarungen zwischen Bern 
und Brüssel zu verschwinden. Aufgrund des davon ausge-
henden Erpressungs-Potentials dürften Verträge zwischen 
zivilisierten Rechtsstaaten nie eine Guillotine enthalten. 

Es kam völlig anders: Im Rahmenvertrag Schweiz-EU wird 
nicht nur die heute gültige Guillotine-Klausel zu den sie-
ben Abkommen der Bilateralen I bekräftigt. Die Guilloti-
ne-Klausel wird vielmehr erweitert; der Rahmenvertrag 
mutet der Schweiz eine eigentliche Super-Guillotine zu. 
Folgendes sieht der Rahmenvertrag vor: 

1.  Mit dem Rahmenvertrag (InstA) wird die bestehende 
Guillotine zwischen den sieben Verträgen der Bilate-
ralen I bekräftigt. 

2.  Zusätzlich sollen neu sämtliche Abkommen, welche die 
Schweiz nach Abschluss des Rahmenvertrags mit der 
EU je abschliessen wird, eine Guillotine-Klausel er-
halten. 

3.  Auch jede Erweiterung bestehender Verträge soll künf-
tig mit einer Guillotine-Klausel versehen werden. Da 
sich die Schweiz im Rahmenabkommen verpflichten 
muss, innerhalb von sechs Monaten nach Unterzeich-
nung des Rahmenabkommens mit der EU Verhandlun-
gen aufzunehmen über eine «Modernisierung» des seit 
1972 geltenden Freihandelsabkommens, wird neu auch 
dieses für die Schweiz wichtigste Abkommen zwischen 
Brüssel und Bern mit einer Guillotine-Klausel versehen. 

Würde dies Tatsache, dann wäre die Schweiz endgültig 
und ohne jedes Mittel wirksamer Gegenwehr der Peitsche 
der EU-Bürokraten unterworfen.

S.
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Erlebnisse aus 35 Jahren aktiver Politik (Teil 22)

 Damals in der SVP
von Hans Fehr, a. Nationalrat, Eglisau ZH

Wegen dem sogenannten «Mes-
serstecher-Inserat» zieht Bun-
despräsident Otto Stich (SP) 
die bereits erteilte Zusage, als 
Gastredner an der Albisgüet-
li-Tagung 1994 aufzutreten, 
nachträglich wieder zurück. Er 
ist von der eigenen Partei unter 
Druck geraten. Die Genossen 
sind empört darüber, dass wir 
ihnen im Inserat mit den Wor-
ten «Das haben wir den Linken 

und den ‹Netten› zu verdanken: mehr Kriminalität, 
mehr Drogen, mehr Angst» die Verantwortung für 
die katastrophalen Missstände im Bereich Sicherheit 
zugewiesen haben. 

Das Messerstecher-Inserat, erschienen Ende Ok-
tober 1993 im Hinblick auf die Stadtzürcher Ge-
meindewahlen vom Frühjahr 1994, trifft die Linke 
besonders empfindlich, weil wir die Kampagne mit 
Fakten untermauern, die sie nicht widerlegen kön-
nen. Besonders in der Pflicht ist SP-Regierungsrat 
und Justizdirektor Moritz Leuenberger, der für den 
schrecklichen Mordfall Hauert in Zollikerberg eine 
direkte Mitverantwortung trägt (s. «Damals in der 
SVP», Nr. 8/2019, Seite 20/21). Otto Stich zieht so-
mit seine Zusage für die Albisgüetli-Tagung zurück 
wegen eines kommunalen Inserates für die Zürcher 
Gemeindewahlen – ungewöhnlich für einen Bundes-
präsidenten, aber wahr!

*
Kurzfristig muss ein würdiger Ersatz für den Bun-
despräsidenten gefunden werden. Die Parteispitze 
entscheidet, dass anstelle eines Vertreters des Bun-
desrates jene Instanz das letzte Wort haben soll, wel-
che über dem Bundesrat steht – nämlich das Volk. 

Drei Bürger, Frauen und Männer aus dem Volk, die 
sich zur politischen Lage äussern, sind rasch gefun-
den: 

Der 22-jährige Student Gregor A. Rutz (der spätere 
SVP-Generalsekretär und heutige Nationalrat) aus 
Zollikon, damals Jungfreisinniger und Präsident der 
Vereinigung «Für e jungs und läbigs Züri», geisselt 
die linken «Rotznasen», die das Maul aufreissen und 
noch nichts geleistet haben, und fordert, die Politik 
müsse jenen vielen Jungen, die sich engagieren und 
etwas leisten wollen, eine Chance geben. 

Die Bergbäuerin Vreni Koch aus Gonten AI spricht in 
ihrem herrlichen Appenzeller Idiom und in wunder-
schöner Appenzeller Tracht zum «Jahr der Familie». 
Sie fordert die Männer auf, ihre Frauen bei der Er-
ziehungsarbeit zu unterstützen. Zudem dürfe man 
auch die 150’000 alleinerziehenden Frauen bei ihrer 
schwierigen Aufgabe nicht allein lassen. 

Als dritter Redner aus dem Volk wendet sich Staats-
anwalt Armin Felber gegen die immer kompliziertere 
Rechtsprechung; er fordert die konsequente Durch-
setzung der Rechtsordnung und des Strafvollzugs so-
wie mehr Gefängnisplätze. Ebenso verlangt er einen 
besseren Opfer- statt Täterschutz. 

Christoph Blocher stellt seine Standortbestimmung 
unter das Thema «Wider die Aushöhlung der Neu-
tralität». Ein Jahr nach dem Nein des Souveräns 
zum EWR/EG-Beitritt warnt er davor, dass die classe 
politique nun versuche, unser Land über die Aus-
höhlung der Neutralität in die EG zu führen. Die 
1250 Besucherinnen und Besucher im bis auf den 
letzten Platz gefüllten Albisgüetli sind einmal mehr 
begeistert. 

CH-7742 POSCHIAVO

Postfach 71, 8192 Glattfelden, www.patriot.shop

Hipsterbag
Turnsack



«Man made»
Uns predigen doch die Propheten,
dass alle Übel des Planeten

– verständlich selbst für uns als Laien! –
ganz ohne Zweifel «man made» seien.
 
Und Wissenschaft und Forschung nun
empfehlen dies und das zu tun,
damit das Leben auf der Erde
auch weiterhin ermöglicht werde.
 
Doch schaute man sich irgendwann
die Wachstumszahl der Menschen an,
dann würde klar: Es ändert nimmer:
Mit jedem «man» wird alles schlimmer.

 Aus Grendelmeiers
« Reich der Menschen »
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Samstag, 18. Mai 2019, 20.00 Uhr
SVP-Beiz am Dorffest «200 Jahre Gottfried Keller»  
Festbetrieb  
mit NR Alfred Heer, NR Barbara Steinemann und 
NR Mauro Tuena 
Schulanlage Hof, Dorfstrasse 57, 8192 Glattfelden/ZH

Montag, 20. Mai 2019, 18.00 Uhr
Feierabend-Bier
mit Nationalrat Gregor Rutz 
Wirtschaft zum Truben, Alte Landstrasse 94, 8702 Zollikon/ZH 

Montag, 27. Mai 2019, 19.15 Uhr
«Schweizerzeit»-Frühjahrstagung 
NR Andreas Glarner: 
«Unionsbürgerschaft oder Einwanderungsbeschränkung?» 
Stiftung zum Glockenhaus, Sihlstrasse 33, 8001 Zürich 

Mittwoch, 5. Juni 2019, 19.30 Uhr
Info-Abend «EU-Rahmenabkommen (InstA)»
Worum geht es? Wie aktiv werden in der Meinungsbildung? 
Werner Gartenmann, Auns, Ulrich Schlüer, «Schweizerzeit»   
Restaurant Kleefeld, Mädergutstrasse 5, 3018 Bern-Bümpliz

Dienstag, 11. Juni 2019, 19.30 Uhr
Ja zur Schweiz 
Vortrag und Diskussion mit Ulrich Schlüer
Hotel Bad Bubendorf, Kantonsstrasse 3, 4416 Bubendorf/BL  

Sonntag, 16. Juni 2019, 10.30 Uhr
Säntisblick-Frühschoppen der SVP Weinland
Nationalrat Roger Köppel: 
«Für eine freie und weltoffene Schweiz», Festwirtschaft   
Hofbeiz im Nägeli, Familie Wipf, Im Nägeli 2, 8460 Marthalen/ZH

Die «Schweizerzeit»-Agenda

Kurz nach dem «Donnerschlag» mit dem Messerste-
cher-Inserat gehen die Wogen erneut hoch: Im Januar 
1994 setzen wir die Kampagne gegen die zunehmende 
Kriminalität fort – wiederum mit der Aussage:

«Das haben wir den Linken und den ‹Netten› zu ver-
danken: Mehr Kriminalität.» 

Zuerst nennt das Inserat die Missstände beim Namen: 
«Hier das schreckliche Resultat einer falschen Politik. 
Da fahren Schwerverbrecher unbewacht in den Urlaub. 
Kriminelle werden laufengelassen. Hausbesetzer wer-
den umarmt. Drogen werden gratis abgegeben. Drogen-
dealer verstecken sind hinter dem Asylrecht und rich-
ten unsere Jugendlichen zugrunde. (…) Raubüberfälle 
und Drogenkriminalität gehören zum Alltag. Da haben 
doch die Linksparteien und die ‹netten› Politiker die 
Strafverfolgung unterlaufen, die Rechtsprechung und 
den Strafvollzug aufgeweicht. Sie haben sich mehr für 
die Täter als für die Sicherheit des Bürgers eingesetzt, 
den Staatsschutz abgeschafft und die Gefängnisbauten 
verhindert. (…). Zum Glück gibt es eine Alternative: 
‹Mehr SVP – mehr Sicherheit›.»

Das Inserat zeigt zudem zwei Grafiken, welche die 
rasante Zunahme der Kriminalität in den Bereichen 
Raubüberfälle und Delikte gegen Leib und Leben il-
lustrieren. Ohne dass wir es realisiert haben, sind die 
richtigen Zahlen vom Grafiker an einen Computerspe-
zialisten per Fax korrekt übermittelt – dann aber feh-
lerhaft in die Grafik umgesetzt worden, sodass die eine 
Kurve etwas steiler noch oben zeigt, als es tatsächlich 
der Fall ist. 

Kaum ist das Inserat erschienen, geht ein Huronenge-
brüll durch die Medien- und Parteienlandschaft. Man 
wirft uns die absichtliche Verzerrung und Verfälschung 
der Situation vor, was natürlich ein Unsinn ist. Aber 
für unsere politischen Gegner und fast die ganze Me-
dienwelt ist das Ganze ein gefundenes Fressen, dessen 
Wirkung nach unserem Eingeständnis des Fehlers und 
nach unserer Richtigstellung aber bald wieder abflaut.  

Aber das Ereignis hat auch noch eine positive Wirkung: 
Kaum ist das Inserat erschienen, ruft mich am nächs-
ten Morgen in aller Frühe ein Tagesanzeiger-Journalist 
an und konfrontiert mich völlig Ahnungslosen mit dem 
Fehler und dem Vorwurf, wir hätten das Inserat aus 
politischem Kalkül absichtlich verfälscht. Selbstver-
ständlich dementiere ich jegliche Absicht und bemerke 
nebenbei – halb im Spass, halb im Ernst: «Möglicher-
weise ist die richtige Kurve bei der Fax-Übertragung 
verzerrt worden.» Diese wohl nicht sehr intelligente 
Erklärung trägt mir und der Partei natürlich sofort 
etliche hämische Kommentare ein – aber immerhin mit 
einer positiven Seite: Die Firma IBM schenkt uns den 
damals modernsten und teuersten Fax, «damit solche 
Fehler nicht mehr passieren». 

(Fortsetzung folgt) Hans Fehr
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SCHWEIZ

BESTSELLER

AKTUELL

Büchertisch
Feindliche Übernahme

Wie der Islam den Fortschritt behindert und die 

Gesellschaft bedroht 

Thilo Sarrazin 
Eine brisante Neuerscheinung – nicht nur für die 
«Schweizerzeit»-Redaktion «das Buch des Jahres 2018»: 
Thilo Sarrazin zeigt aufgrund nüchterner Darstellung 
von Tatsachen und sorgfältig dokumentierten Erfahrun-
gen, dass Europa keineswegs mit einem Integrationspro-
blem konfrontiert ist. Wer solches behauptet, streut den 
Mitbürgern Sand in die Augen. Thilo Sarrazin argumen-
tiert überzeugend: Europa droht durch den Islam nichts 
weniger als die «feindliche Übernahme». 

Finanzbuch, München 2018, 450 S., geb., (Richtpreis Fr. 37.40) 
Ihr Preis bei «Schweizerzeit»: Fr. 35.55

«Wenn Deutschland so scheisse 
ist, warum sind Sie dann hier?»

Ein Strafrichter urteilt 

Stephan Zantke 
Der Autor bedient sich genau der Sprache, die ihm von 
angeblichen Flüchtlingen, die als Angeklagte aufgrund 
von Gewalt- und anderen Delikten vor ihm erscheinen 
müssen, mit beleidigenden Fäkalausdrücken laufend an 
den Kopf geworfen wird. Er spricht heikle Tatsachen an: 
Kriminelle Einwanderer pflegen Behörden und Richter 
allzu oft hemmungslos zu beschimpfen – aber von Sozi-
alleistungen wollen sie trotzdem profitieren. 

Riva, München 2019, 205 S., geb., (Richtpreis Fr. 22.90)
Ihr Preis bei «Schweizerzeit»: Fr. 21.75

Die geheime Migrationsagenda

Wie elitäre Netzwerke mithilfe von EU, UNO, su-

perreichen Stiftungen und NGOs Europa zerstören 

wollen 

Friederike Beck 
Migration: Längst ein «Hauptgeschäft» grosser inter-
nationaler Organisationen. Genauer, von vernetzten 
Staatsbürokratien mit EU, Uno sowie weltweit agie-
render NGOs. Deren Ziel, weist die Autorin nach, besteht 
nicht zuletzt darin, Nationalitäten, Nationalstaaten, die 
Selbstbestimmung von Völkern, also die Demokratie zu 
beseitigen – auf dass ein Herrschaftsnetz bürokratischer 
Apparate möglichst weltweit durchgesetzt werden kann. 
Eine wahrhaft brisante Dokumentation. 

Kopp, Rottenburg 2016, 303 S., geb., ill., (Richtpreis Fr. 14.50) 
Ihr Preis bei «Schweizerzeit»: Fr. 13.80

Widerworte

Gedanken über Deutschland 

Alice Weidel 
Die Autorin ist Co-Präsidentin der AfD-
Bundestags-Fraktion in Deutschland. 

Kompetent und mutig analysiert sie Sachverhalte, was 
schliesslich sichere Beurteilung ermöglicht. Dafür muss 
sie unglaubliche Schmäh-Tiraden über sich ergehen las-
sen. In ihren Gedanken über Deutschland dokumentiert 
sie, wie die etablierten, blindlings nach Brüssel ausge-
richteten traditionellen Parteien in die Krise fehlender 
Lösungen für drängende Probleme geraten sind. 

Plassen, Kulmbach 2019, 147 S., brosch., (Richtpreis Fr. 20.90) 
Ihr Preis bei «Schweizerzeit»: Fr. 19.90

Warum die Schweizer 
aussterben werden

Dudo Erny
Masseneinwanderung und Geburtenrück-

gang in der einheimischen Bevölkerung: Solch kurzsich-
tige Haltung, solch kurzsichtige Politik verwandelt unser 
Land in einen Vielvölkerstaat. Eine kurzgefasste, mit 
präziser Sachinformation reich gefüllte Broschüre eines 
ausgewiesenen Bevölkerungsexperten analysiert die 
Vorgänge, die das absehbare Aussterben der Schweizer 
bewirken. 

BoD, Norderstedt 2019, 75 S., brosch., (Richtpreis Fr. 8.50)
Ihr Preis bei «Schweizerzeit»: Fr. 8.10

Bevölkerungsaustausch in 
Europa

Wie eine globale Elite die Massenmigration nutzt, 

um die einheimische Bevölkerung zu ersetzen

Hermann H. Mitterer
Sowohl in der EU als auch in der Schweiz werden Poli-
tanstrengungen sichtbar, mittels Masseneinwanderung 
ungeliebte eigene Bürger – vor allem solche, die sich in 
Parteien organisieren, welche die Brüssel-Orientiertheit 
ihrer Regierungen immer schärfer kritisieren – poli-
tisch auszugrenzen. Auch beobachtet man obrigkeitliche 
Anstrengungen, mittels geförderter Masseneinwande-
rung einheimische Bevölkerungen in die Minderheit zu 
versetzen. Eine brisante Neuerscheinung befasst sich mit 
solchen Tendenzen. 

Kopp, Rottenburg 2019, 202 S., geb., ill., (Richtpreis Fr. 22.90) 
Verkaufspreis Fr. 21.75
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Bestellschein

Name/Vorname

Strasse/Nr.

PLZ/Ort  Tel-Nr.

Datum  Unterschrift

BUCHZEICHEN

Das Parfum 

Lieber zuhören statt lesen – unser 
heutiger Hörbuch-Vorschlag: 

 Die Geschichte eines 
Mörders 

Patrick Süsskind
Die Geschichte eines menschlichen Lebewesens, welches 
– unter schrecklichen, ja tödlichen Bedingungen geboren 
– sich seinen Platz im Leben erkämpft. 

Als junger Mann entdeckt er, dass er über den absoluten 
Geruchssinn verfügt. Auf sein Leben prägenden Umwe-
gen, zwischenzeitlich gar als Einsiedler, findet er zur 
Möglichkeit, mit seinem Können weitherum berühmt zu 
werden. Bedingungslos nutzt er dieses Können – schliess-
lich bis hin zu Methoden, die gar Todesopfer fordern. 
Spannende, hervorragende Unterhaltung – nicht ohne 
Tiefgang.

Diogenes-Hörbuch, gelesen von Hans Korte, 8 CDs, Gesamt-
spiel-dauer 582 Min., (Richtpreis Fr. 43.90)
Ihr Preis bei «Schweizerzeit»: Fr. 41.70

Hörbücher: Beste Unterhaltung auf langen Autofahrten – 
und wirksamste Medizin gegen Stau-Ärger.

HÖRBUCH

Das Schweizer EU-
Komplott

Carl Baudenbacher
Carl Baudenbacher arbeitete 
während 23 Jahren als Richter 
am Efta-Gerichtshof; von 2003 
bis 2017 präsidierte er diesen 
Gerichtshof. Er gewann dabei um-
fassenden Einblick in die Art und 
Weise, wie die EU auf Meinungs-

verschiedenheiten mit Vertragspartnern reagiert.

Aus dieser Erfahrung formuliert er seine Kritik am 
Bundesrat, der den Rahmenvertrag mit der EU blau-
äugig als «der Rechtssicherheit dienend» empfiehlt – 
obwohl dieser Vertrag die Unterwerfung der Schweiz 
unter EU-Richter vorantreibt. Niemand, der über die 
Zukunft der Schweiz entscheiden will, kommt an die-
sem Erfahrungsbericht eines im Umgang mit der EU 
zum Experten gewordenen Autors vorbei. 

us

Carl Baudenbacher: «Das Schweizer EU-Komplott». 
Münster-Verlag, Basel 2019, 246 S., geb. (Richtpreis Fr. 26.–) 
Ihr Preis bei «Schweizerzeit»: Fr. 24.70

 Bestseller
 Thilo Sarrazin – Feindliche Übernahme à Fr. 35.55
 Stephan Zantke – «Wenn Deutschland ...  à Fr. 21.75
 Hermann H. Mitterer – Bevölkerungsaustausch ...  à Fr. 21.75

 Aktuell
 Friederike Beck – Die geheime Migrations ... à Fr. 13.80
 Alice Weidel – Widerworte à Fr. 19.90

 Schweiz
 Dudo Erny – Warum die Schweizer ... à Fr.   8.10

 Hörbuch
 Patrick Süsskind –  Das Parfum à Fr. 41.70

 Buchzeichen
 Carl Baudenbacher – Das Schweizer EU-Komplott  à Fr. 24.70

Bestellung an:
«Schweizerzeit»-Bücherdienst, Postfach 54, 8416 Flaach
Tel. 052 301 31 00, Fax 052 301 31 03, buechertisch@schweizerzeit.ch

Der «Schweizerzeit»-Bücherdienst kann Ihnen jedes vom Buchhandel lieferbare Buch vermitteln. 
Die Versandkosten für Sendungen bis Fr. 100.– betragen Fr. 8.–, Sendungen über Fr. 100.– sind 
versandkostenfrei.

(09/17.05.2019)



Impressum

Herausgeberin: «Schweizerzeit» Verlags AG,  
8416 Flaach, PC-Konto 84-3870-9 
IBAN: CH95 0900 0000 8400 3870 9 
BIC: POFICHBEXXX  
EU-Länder: Volksbank Hochrhein eG,  
79798 Jestetten, Konto 13250 00, BLZ 684 922 00

IBAN: DE34 6849 2200 0001 3250 00

Verlagsleitung: Ulrich Schlüer

Redaktion: Postfach 54, 8416 Flaach

Telefon: 052 301 31 00

Telefax: 052 301 31 03

redaktion@schweizerzeit.ch

www.schweizerzeit.ch

Leitung: Ulrich Schlüer, Hans Fehr

Mitarbeiter: Samuel Balsiger, Karl Eckstein,  
Patrick Freudiger, Thomas Fuchs, Alex Grendelmeier, 
Tis Hagmann, Hermann Lei, Anian Liebrand, Markus 
Melzl, Charly Pichler, Thorsten Polleit, Joël Thüring

Finanzen, Organisation: Denise Betschart

Inserate: Markus Rezzonico, 079 332 61 61

Auflage gem. WEMF: 12’955 (1. Sept. 2018)

Layout, Druck: Dietschi Print&Design AG, 
Ziegelfeldstrasse 60, 4601 Olten, 
T 062 205 75 75, info@dietschi.ch

Einzelpreis: CHF 4.–, erscheint 14-täglich

Jahresabonnement: mind. CHF / EUR 80.–

Das Bundesgericht hat kürzlich eine Be-
schwerde der CVP gutgeheissen und hebt 
die Abstimmung über die Volksinitiative 
«Für Ehe und Familie – gegen die Hei-
ratsstrafe» von 2016 auf. Im Abstim-
mungskampf und der Parlamentsdebatte 
kommunizierten Bundesrat und Verwal-
tung fälschlicherweise, von der Heirats-
strafe seien 80’000 Ehepaare betroffen. 
Es zeigte sich aber: Betroffen sind in Tat 
und Wahrheit 454’000 Paare – weit mehr 
als damals behauptet!

Als Heiratsstrafe verstehen wir die trau-
rige Tatsache, dass eingetragene und 
verheiratete Paare gegenüber Konkubi-
natspaaren sowohl steuerlich als auch 
bei den Sozialversicherungen benach-
teiligt werden. Obwohl vom Bundesge-
richt schon 1984 für verfassungswidrig 
erklärt, hat sich auf Bundesebene seither 
nur wenig geändert.

Das Gericht kam nun zum Schluss, dass 
der Bundesrat gegenüber den Stimmbe-
rechtigten Fehlinformationen verbreitete 
und somit die Abstimmungsfreiheit ver-
letzt wurde.

Die Initiative, welche auch die Ehedefini-
tion als «gesetzlich geregelte Lebensge-
meinschaft von Mann und Frau» beinhal-
tet, scheiterte vor dem Volk nur knapp, 
nämlich mit einem Nein-Stimmen-Anteil 

von 50,8 Prozent. Wie wäre der Entscheid 
wohl ausgefallen, wäre das ganze Aus-
mass damals schon bekannt gewesen?

Die Heiratsstraf-Initiative – ein Muster-
beispiel verheerender Behördenpropa-
ganda. Doch leider längst nicht das ers-
te. Wir erinnern uns an die vermeintlich 
wissenschaftlich erhärteten Voraussa-
gen, wonach sich durch die Personen-
freizügigkeit netto maximal 10’000 EU-
Angehörige pro Jahr in der Schweiz 
niederlassen würden. In Realität waren 
es acht Mal mehr. Oder die Schengen-
Abstimmung, bei der es hiess, das frei-
heitliche Waffenrecht bliebe unangetas-
tet – und heute erleben wir genau das 
Gegenteil.

Belegbare Fehlinformationen des Bundes 
führen nun erstmals zu einer Abstim-
mungsannullation. In all den Fällen, in 
denen es um falsche Prognosen ging, wel-
che erst die mittelfristige Zukunft betref-
fen, hat es keinerlei Konsequenzen gege-
ben. Das zeigt auch das Dilemma: Krasse 
Fehlbehauptungen seitens des Bundes 
lassen sich offenbar nur ahnden, wenn 
die gegenteilige Wahrheit zum Zeitpunkt 
der Aussagen belegbar ist. Fehlprogno-
sen bleiben wei-
terhin unbestraft.

Anian Liebrand

Die nächste «Schweizerzeit» 
erscheint am 

31. Mai 2019

DIE «SCHWEIZERZEIT» AM FERNSEHEN

Freitag, 17.05.2019 Magazin Der erfolgreichste Sozialhilfeleiter der Schweiz
   Hermann Lei im Gespräch mit Curdin Huber, Gachnang

Freitag, 24.05.2019 Magazin  Schweizer Augenärzte operieren in Mexico
   Ulrich Schlüer im Gespräch mit Dr. Alex Heuberger

Freitag, 31.05.2019 Stammtisch-Live  Im Blick auf die eidgenössischen Wahlen 
  Toni Brunner, Dänu Wisler, Christoph Mörgeli und Ulrich Schlüer

Freitag, 07.06.2019 Landmann-Talk Andreas Thiel der Gratwanderer
   Valentin Landmann im Gespräch mit Andreas Thiel, Satiriker

Freitag, 31.05.2019  Stammtisch Reglementitis – Bürokratie schadet der Schweizer Berufsausbildung
16.00 Uhr  Ulrich Schlüer im Gespräch mit Markus Bösiger und Paul Mayer

Freitag, 31.05.2019 Stammtisch-Live  Im Blick auf die eidgenössischen Wahlen
21.00 Uhr  Toni Brunner, Dänu Wisler, Christoph Mörgeli und Ulrich Schlüer

Öffentliche Aufzeichnungen / Live-Sendungen im «Haus der Freiheit», Wintersberg / Ebnat-Kappel

Sendungen jeden Freitag 21.00 – 22.00 Uhr auf «Schweiz5»

Behördenpropaganda


